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Sechste Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, am Montag, den 16. Februar 1903.

Beginn der Sitzung gegen 1^2 Uhr,

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der III. Fachkommissionzum Haushaltsplan der Provinzial-Straßenverwaltnug nebst

Anlage ^, Voranschlag über die Verwendung des Fonds für deu Neubau von Provinzialstraßcu,
Anlage L, Voranschlag über die Verwendung des Eiscnbahnfonds,
Anlage <ü, Voranschlag über die Verwendung des Fouds zur Unterstützung des Gemeinde-

und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

3. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusscs,betreffend
die Übertraguug der Verwaltung und Unterhaltung von Provinzialstraßen an Kreise gegen Rente.

4. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzialansschusscs,betreffend
die Übersicht über den Eisenbahnfondsnnd die Forderung von Bahnuntcrnehmnngen.

5. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht uud Autrag des Provinzialausschusscs,betreffend
die Bewilligung eines Darlehns aus dem Kleinbahnfondsan den Kreis Waldbroel zur Bestreitung
der Grunderwcrbskostender staatliche«Nebenbahn Wiehl-Waldbroel-Morsbach.

6. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplcm über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger in Gemiitzheit des Gesetzes vom 2. Juli 1900 sür das Rechnuugsjcchr vom
1. April 1903 bis 31. März 1904.

7. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
die Errichtung einer Rheinischen Provinzial-Erziehungsanstalt für fchulentlasseue Fürsorgezöglinge
männlichen Geschlechts und katholischen Bekenntnisses.

8. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
einige Abänderungender „Vorschriftendes Rheinischen Provinzialvcrbandes für die Ausführung
der FürsorgeerziehungMinderjähriger vom 12. Februar bezw. 14./15. Mai 1901."

9. Antrag der II. Fachtommissionzu dem Haushaltsplan über die Unterstützung milder Stiftungen
und Wohltätigkeitsaustllltensowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes
von Epileptikern,Idioten und Blinden aus der Rheiuprouinz, welche bezw. deren Angehörige
keinen Anspruchauf öffentliche Armcupstegehaben, für das Rechnungsjahrvom 1. April 1903
bis 31. März 1904.

10. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Provinzial-
ausschuß und die Centralverwaltuugsbchördcfür das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis
31. März 1904.
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I I. Antrag der I. Fachkommmission zu dem Haushaltsplan zur Zahlung von Pensionen ic. au
Prouinzialbeamte und von Witwen- uud Waisengeldernsowie Unterstützungen an deren Hinter¬
bliebene für das Rechnungsjahrvom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

12. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Besoldungen und anderen
persönlichen Ausgaben für die

^. bei der Landes-Versicherungsanstalt„Rheinprovinz",
15 bei den Schiedsgerichtenfür Arbeitervcrsichcrung

beschäftigtenProviuzialbeamtenfür das Kalenderjahrvom 1. Januar 1903 bis 31. Dezember 1903.
13. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltmigskosten des Genossen-

schaftsuorstandcsder Rheinischen landwirtschaftlichen Berufsgcuosscnschaft für das Kalenderjahr
vom 1. Januar 1903 bis 31. Dezember 1903.

11. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan über die Verwaltuugsknstcn der
RheinischenProviuzial-Feucr-Societät für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1903 bis
31. Dezember 1903.

15. Autrag der I, Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,
welche die Förderung von Kunst uud Wissenschaft betreffen, für das Rechnungsjahr vom
1. April 1903 bis 31. März 1904.

1 6. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzialmusecn
zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahrvom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

1?. Autrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für gewerblicheZwecke für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904;

in Verbindung hiermit
Antrag des Oberbürgermeistersder Stadt Eölu, auf Bewilligung eines dauernden Zuschusses
iu Höhe von 5000 Mark zur Deckung der Kosten der Einrichtung und Unterhaltung von
Mcisterkursen für Schlosser,Tischler,Schuhmacherund Schneider ?c. iu Cöln;
Antrag der Handwerkskammeriu Düsseldorf,auf Gewähruug eines einmaligenZuschusses von
8000 Mark zur Deckung der Kosten der ersten Ginrichtungvon Meistcrkursen für Handwerker
in Düsseldorfund von 5000 Mark jährlich für die laufenden Unterhaltungkosten.

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Sitzung.
Das Protokoll über die Plenarsitzungvom 14. d. Mts. liegt auf dem Tisch des Hauses offen.
Als Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren AbgeordnetenSchrakamp und

Spiritus bestimmt.
Wir kommen zu den Eingängen.
1. Der militärische Begleiter Seiner Kaiserlichen und Königlichen Hoheit des Kronprinzen

des Deutschen Reichesund von Preußen, Herr Oberst von Pritzelwitz teilt mit, daß Seine Kaiser¬
liche und Königliche Hoheit der Kronprinz dem Provinziallandtag höchst sein lebhaftes Bedauern
aussprcchen, durch anderweitigeInanspruchnahme am Erscheinenzum Festmahl verhindert zu sein.

Ebenso hat der militärische BegleiterSeiner Königlichen Hoheit des Prinzen Eitcl-Friedrich
von Preußen mitgeteilt, daß Seine Königliche Hoheit für die Aufmerksamkeit vielmals danken,
jedoch bedauern, infolge anderweitiger Inanspruchnahme verhindert zu seiu, zum Festmahl zu
erscheinen. Seine Königliche Hoheit ersuchen,den Ausdruck HöchstderenDankes und Bedauerns
dem Provinziallandtag zu übermitteln.

2. Der KöniglicheRegierungs-Präsident Herr Dr. Renvers hat mir am Samstag
telegraphiert:

17*
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„Dem Rheinischen Provinziallcmdtage für das mir entgegengebrachte große Vertrauen
aufrichtig und herzlich dankend, nehme ich die Wahl zum Landeshauptmann meiner
Heimatprovinzgerne uud freudig au." (Beifall.)

Herr Regiernngs-Präsident Renvers hat inzwifchcn auch auf das ihm zugegangene amtliche
Schreiben, worin ihm die einstimmige Wahl und die an dieselben geknüpften Bedingungenmitgeteilt
sind, folgendes Schreiben an mich gerichtet:

Arnsberg, 15. Februar 1903.
Euer Hochwohlgcborcu beehre ich mich auf das gest. Schreibenvom 14. Fcbrnar

I.-N. 252 ganz ergebeustzu erwidern, daß ich dem RheinischenProuinziallandtage
aufrichtig für das mir durch die einstimmigeWahl entgegengebrachte große Vertrauen
danke und die Wahl zum Landeshauptmann meiner Heimatprovinz unter den mir
mitgeteilten Bedingungen gern nnd frendig annehme.

gez.: Renvers, Regierungs-Präsideut.
(Bravo!)
Es wird nun ohne weiteres das nötige wegen Einholung der Allerhöchsten Bestätigung

des Herrn Renvers als Landeshauptmann veranlaßt werden.
Weiterhin ist mir ein Schreiben des Spezialarztes I)r. Grotthoff in Cöln zugegangen,

(Heiterkeit!) durch welches er mir über die Provinzial-Hebammen-Lchranstaltzn Cöln dasjenige
Aktenmaterialunterbreitet, welches er in fast dreijährigen Bemühungeninfolge von Beobachtungen und
bei Vernehmungenvor verschiedenenBehördenzusammeuzustclleu vorläufig für erforderlich erachtet hat.

Dr. Grotthoff erklärt in dem Schreiben ferner, er habe die Herren Abgeordnetenmit
kurzen Worten auf die Geschehnisse in der fraglichenAnstalt uud die bisherige Stellungnahme der
Provinzialbehördezu denselbenhinweisen wollen. Ferner gestatte er sich ausdrücklich die Erklärung
zu geben, daß es ihm mit seiner Eingabe an die Prouinziallandtagssitznngfern liege, in irgend
einer Form zu verletzen noch zu beleidigen, sondern daß er nur eine Klarstellung der Vorgänge
erstrebe. Der Rheinische Provinziallandtag werde an erster Stelle ein Interesse daran haben, von
Grund aus die Verhältnisse in einer Provinzialanstalt kennen zu lernen, um dahin wirken zu
können, daß dieselben vor der Öffentlichkeit richtig gestellt uud erforderlichen Falles den berechtigten
Forderungen entsprechend geändert werden.

Es dürfte sich empfehlen, da es sich um Angriffe gegen die Anstaltsverwaltung handelt,
die Eingabe des Herrn Grotthoff der II. Fachkommissionzu überweisen zur Prüfung, ob der
Eingabe überhaupt weiter Folge zu geben ist.

Es scheint, daß mein Vorschlag,die Eingabe der II. Fachkommission zu überweisen,seitens
des Landtages genehmigtwird, wenigstens wird von keiner Seite ein Bedenkenlaut. — Dann
darf ich das feststellen.

4. Ein Schreiben des Bürgermeistersin Ruhrort und des Bürgermeistersin Homberg ist
eingegangen,in welchem sie die Bitte um Unterstützung des geplanten Brückenbaues Ruhrort-
Homberg aus Provinzialmitteln für dieses Jahr zurückziehen. (Bravo!) Es besteht danach nur
noch die Frage der Bewilligung für die Weseler Brücke.

5. Nach einem Schreiben Seiner Excellenz des Herrn Ober-Präsidenten ist der Herr
Abgeordnete Robinson zu Meisenheim verhindert, an den Sitzungen des Provinziallandtages
teilzunehmen.

6. Herr Abgeordneter Kaufen hat sich wegen Unwohlseinfür den Rest der Sitzuugsperiode
entschuldigt, desgleichen Herr AbgeordneterHeuser telegraphisch für die heutige Sitzung.
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7. Endlich liegt noch ein Antrag des Provinzialausschussesvor zu der ihm in der
Plenarsitzung des Provinziallandtages am 13 Februar d. Is. zur Vorbereitung überwiesen«:«
Petiton des Bürgermeistersin Neuiges, betreffend Bewilligungeines Zuschusses für die Erbreiterung
der Provinzilllstraße infolge Verlegung und Erweiterung des Staatsbahnhofes in Neviges.

Der Antrag des Provinzialausschussesgeht auf Ablehnung und die Angelegenheitdürfte
nunmehr der III. Fachkommission zu überweisen sein.

Auch hier scheint das hohe Haus einverstanden. Es werden wenigstenskeine Bedenken
laut. Dann wird die Angelegenheitder Fachkommission überwiesen werden.

Ich habe noch eine geschäftlicheMitteilung zu machen.
Meine Herren! Der Prouinzialmisschußhat sich entschlossen, die Vorlage, betreffenddie

Erweiterung des Museums in Trier bis zum nächsten Landtage zurückzuziehen,(Bravo!) besonders
in dein Wunsche, den neu angestelltenDirektor noch über diese Vorlage vor der Vorlegung an
den Landtag hören zu dürfen. Damit dürfte der Gegenstand für diese Tagung seine Erledigung
gefundenhaben.

Wir kommen nun zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-
Straßeuverwllltung nebst

Anlage ^, Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den
Neubau von Prouinzialstraßen,
Anlage L, Voranschlag über die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Anlage <ü, Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unter¬

stützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1, April 1903 bis 31. März 1904.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Momm, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Momm: Meine Herren! Der Hanshaltsplan der

Prouinzial-Straßenucrwaltung, über den ich namens der III. Fachkommission Ihnen zu berichten
die Ehre habe, zeigt gegen das Vorjahr ein wenig verändertes Bild.

Derselbe schließt ab in Einnahme und Ausgabe mit 6 895 000 Mark, gegen 6 645 850 Mark,
erfordert also einen Mehrznschußvon 249150 Mark. In dieser Summe sind 80 500 Mark
Ausgaben enthalten, die durch die auf früheren Beschlüssen beruhendeErhöhung der Anleihebeträge
sowie der Zins- und Tilguugsbeträge bedingt sind, sodaß nur rund 170 000 Mark reelle Mchrcmf-
wendungcn gegen das Vorjahr verbleiben.

Zur Deckung des Mehrbedarfsstehen zur Verfügungzunächst Mehreinnahmenaus Anleihen
in Höhe von 9391 Mark, und Mehrerträge aus den eigenen Einnahmen der Provinzial-Straßcn-
uerwaltung mit 17 045,90 Mark, insgesamt also 26 43? Mark zur Verfügung, sodaß noch zu decken
bleiben aus Provinzialmitteln 222 713 Mark.

Dieser Betrag wird aufgebracht erstens: durch die Erhöhungder Dotation gemäß §§ 9 und 10
des Gesetzes, betreffenddie Überweisungweiterer Dotationsrentcn au die Provinzialverbände, vom
2. Juni 1902 mit 93 7l3 Mark und durch eine Erhöhung der Provinzicilabgabenfür Verkehrszwecke
mit 129 000 Mark.

Die Mehrausgaben setzen sich in der Hauptsachenach aus 2 Posten zusammen: erstens
der Erhöhung des Zuschussesan den Voranschlag über die Verwendung des Eisenbahnfondsmit
65 000 Mark auf 115 000 Mark bei Titel I 3b der Ausgaben, auf die ich bei Besprechung dieses
Voranschlageszurückkommenwerde, und zweitens aus dem Mehrbedarf bei Titel IV der Ausgaben,
materielle Unterhaltung der Provinzialstraßcn, in Höhe von 16? 669 Mark.
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Bevor ich zu letzterer Mehrausgabe komme, möchte ich kurz auf die Veränderungeneingehen,
welche infolge der Verringerung der Bauämter von 18 auf 15 in den Titeln II und III der
Ausgaben hervorgerufenwerden, Dicfe Verringerung der Bauämter, über die Ihnen eine besondere
Vorlage in Drucksache Nr, 33 zugegangenist, welche nachher noch zum Vortrag gelangen wird,
entspricht langjährigen Wünschendes Prouinziallcmdtages.

Die neue Organisation bedingt eine Verringerungder Ausgaben für Besoldung der Landes-
bauinspektoren und der Bauamtssekretärein Höhe von 26 868 Mark, denen eine Mehrausgabe für
Ausbildung von Anwärtern im Bureaudienst, die durch Anstellung von je einer Hülfskraft zur
Erledigung der Bureau- und Schreibarbeit bei den Bauämtern erforderlich sind, in Höhe von
14 700 Mark gegenübersteht, so daß unter Berücksichtigungeiuer weitere» Mehrausgabe von 300 Mark
für Umzugskostcn bei dem Titel IV für die örtliche Bauleitung erspart werden insgesamt11 868 Mark.

Bei Titel III: Beaufsichtigungder Provinzialstraßcn werden erspart an Gehälter und
Mietsentschädigungcnder Straßenmeister 23 900 Mark. Denen stehen gegenüber, abgesehen von
einigen geringeren Erhöhungen in der Position für Übernachtungsgelder,Anschaffung von Dicnst-
rädern, Umzugskosten, Prämien für gute Leistungenin Baumpflege in Höhe von 3000 Mark, noch
Mehrausgaben von 12 540 Mark für die Besoldung und Ausbildung von Straßenmeistemnwärtern,
deren Stellen von 16 auf 22 vermehrt werden, einschließlich des Zuschusses an die Wiesen- und
Wegebauschule in Siegen.

Ich möchte hierzu bemerken,daß auf Grund der getroffenenVereinbarungen der Kreis
Siegen bei der bisherigen Wiesenbanschulcin Siegen, welche eine Anstalt dieses Kreises ist, eine
Abteilung für Wegebau zur Ausbildung von niederen Wegebautechnikerneingerichtet hat, zu deren
Kosten je ^/< vom Staat, von der Rheinprovinz und von der Provinz Westfalen beigetragenwird.
Demgemäß hat der Provinzinlvcrband der Rheinprovinz einen Beitrag von 5000 Mark zu den
Kosten dieser Wiesen- und Wegebauschule zu leisten.

Insgesamt wurden bei Titel 2 und 3 der Ausgabe gespart infolge der Neuorganisation
20 928 Mark.

Was nun die Mehrausgabe für die ordentlicheUnterhaltung der Provinzialstraßen in
Höhe von 167 669 Mark betrifft, so setzt sich dieselbe folgendermaßenzusammen: Es ist zunächst
ein neuer Kredit aufgemachtvon 40 600 Mark, wie es auch in früheren Fahren schon geschehen
ist, zu Anlagen wie Fußsteigen, Schutzgeländernund Entwässerungseinrichtungen,weil in neuester
Zeit wiederholt derartige Anträge an die Verwaltung herangetretensind, die mangels genügender
Mittel nicht immer in ausreichenderWeise befriedigtwerden konnten.

Für Kleinpflasterist aus Anleihe^ für die beiden kommenden Rechnungsjahreder Rest¬
betrag mit je 350 540 Mark eingestellt worden, was ein Mehr von 17 20? Mark bedingt, und
ebenso sind die Zinsen dieser Anleihe mit 51 596 Mark, um 22 483 Mark höher, vorgesehen worden.

Es kommt dann die Position IV 3 o, betreffenddie neue Anleihe v. Bei dieser Position
muß ich einen Augenblick verweilen.

In der Kommission ist, wenngleich im vorliegendenFalle die Berechtigungeiner Anleihe
von 532 000 Mark für die Beseitigung von Frostschädennicht verkannt wurde, sehr nachdrücklich
auf das Bedenkliche des andauernden Anwachsensder Anleiheschuld für Straßenunterhaltungszwecke
hingewiesen worden.

Bis zum Jahre 1899 wurden die Kosten der Straßenunterhaltung stets durch die etats¬
mäßigen ordentlichenMittel aufgebracht. Im Jahre 1899 wurden zwei Anleihen beschlossen, die
Anleihen ^. und L, die erstere in Höhe von 2 MillionenMark, die zweite in Höhe von 1 231 000 Mark.
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Die eine war zur Herstellungvon Klcinpflaster, die andere zur Herstellungvon Unipflasterungen
und Ncuvflastciungcn,Brückenbcmtcn und Entwässerungsanlagenbestimmt. Schon im Jahre 1900
stellte sich heraus, daß die durch letztere Anleihe bereit gestellten Mittel nicht genügten. Es wurde
daher vom 42. Prouiuziallandtag im Jahre 1901 eine weitere Anleihe in Hühe von 2 400 000 Mark
für die gleichen Verwendungszwecke bewilligt. In der gegenwärtigen Tagung ist nun am 13. d. M.
seitens des Provinziallnndtagcs die vierte Anleihe, die Anleihe I) über 532 000 Mark genehmigt
worden, die, da sie bereits vorschußweise gezahlt ist, im Etat nicht erscheint. Es erscheinenvielmehr
hier nur die auf 10 Prozent berechneten Kosten für Tilguug und Verzinsung mit 53 000 Mark.
Der Provinzialvcrbcmd hat demnach für die Zwecke der Unterhaltung der Provinzialstraßcn ins¬
gesamt 5 163 195 Mark aufgenommen.

Die Kommission war der Ansicht, daß die Aufwendungen, für welche die Anleihen auf¬
genommen worden sind, im wesentlichenzu der regelmäßigenUnterhaltung der Straßen dienen.
Die betreffendenBauten und Anlagen gehören nach Ansicht der Kommisston bei einem Straßen¬
netze von der Größe von 6000 lcm, wie es zur Zeit die Provinz besitzt, zweifellos zu deu
regelmäßigennnd uorherzuschcnden.Die Aufbringungdieser Kosten sei daher auf die zur Bestreitung
der laufenden Unterhaltung vorgesehenen Titel zu verwciscu. Die Kommissionglaubte unter diesen
Umständendringend die Verstärkung des gewöhnlichen Unterhaltungsfondsfür die Zukunft empfehlen
zu sollen.

Ich fahre nuu fort bei Titel IV Nr. 4, wo ein Mehrbetrag von 31 17? Mark an Renten
an solche Städte vorgesehen ist, welche in ihrem Bezirke belcgene Provinzialstraßen in eigene Unter¬
haltung übernommenhaben. Hierzu kommt noch ein Betrag von 3000 Mark Mehrausgaben für
Beiträge zur Kraukcuuersicherung, Invalidenversicherungder Straßenwürter und für Invaliden- und
Hinterbliebenen-Fürsorgeder Straßenwürter und Straßcnarbeiter.

Das sind im wesentlichen die Mehrausgabe!:.
Bezüglich der Einnahmen habe ich schon eingangs erwähnt, daß eine Erhöhung der

Dotationsrentc nm 93 000 Mark für den Neubau uud die Unterhaltung von Kunststraßen ein«
getreten ist auf Grund des Gesetzes vom 2. Juni 1902, betreffend die Mehrüberweisungweiterer
Dotationsrenten an die Pruuinzialvcibände, und daß die Erhöhung der Anlcihebeträgeein Mehr
von 9391 Mark nnd ferner die eigenen Einnahmen ein Mehr von 17 045 Mark ergebenhaben.

Ein weiteres ist bei den Einnahmen nicht zu bemerken.
Ich komme nunmehr zu den Anlagen des Haushaltsplanes, zunächst zur Anlage ^,,

betreffendVoranschlagzur Verwendungdes Fonds für den Neubau von Provinzialstraßen. Der¬
selbe schließt in Einnahme nnd Ausgabe mit 90 750 Mark und zeigt gegen das Vorjahr keine
Abänderung.

Anlage L betrifft Voranschlagzur Verwendung des Eiscnbahufonds.
Der Voranschlagbalanciert in Einnahme und Ausgabe in der Summe von 115 000 Mari

und weist ein Mehr von 65 000 Mark gegen den Voretat auf. Die Mehrausgabe von 65 000 Mark
ist bedingt durch vermehrteZinszuschüssefür kommunaleKleinbahnunternehmungcn. Es sind zu
zahleu an Zinsen und Tilgungsbetrcigen an die Üaudesbcmk für die diesen gewählten Darlehen
90 000 Mark gegen 50 000 Mark. Es sind zur Zeit ausgelieheu 18 326 500 Mark, für die nach
den früheren Befchlüsscn des Provinziallcmdtagesein halbprozentigcrZinszuschuß zu gewähren ist.
Es kommt hinzu ein Zinsbetrag von 25 000 Mark, den die Provinz aufzubringenhat auf Grund
ihrer Beteiligung bei der Kleinbahn Merzig-Nüschfeld,an diesem Unternelnnen sind die Provinz,
der Staat und der Kreis Merzig zu je >/-, beteiligt. Im Übrigen verweise ich auf die Vorlage
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Nr. 36 der Drucksachen, betreffenddie Übersicht über den Eisenbahnfondsund die Förderung von
Eisenbahnunternehmungen,welche im Anschluß an diesen Bericht hier zum Vortrag gelangen wird.

Ich komme endlich zur Anlage tu, betreffend Voranschlag über die Verwendung des
Fonds zur Unterstützungdes Gemeinde- nnd Kreiswegebaues. Auch dieser Voranschlagzeigt gegen
das Vorjahr keine Veränderung. Er schließt iu Einnahme und Ausgabe wie im vorigen Jahre
mit 362 500 Mark ab. Die Kommission hat sich in eingehender Weise mit diesem Fonds
beschäftigt.Bei der Erörterung war allgemein die Ansicht vertreten, daß die in diesem Voranschlag
vorgeseheneAusgabe zu knapp bemessenund daß es dringend geboten sei, eine Erhöhung des
Fonds um 100 000 Mark herbeizuführen. In der Kommissionwurde auch die Ansicht geäußert,
daß, nachdemseit Jahren und zwar in Übereinstimmungmit der Prouinzialverwaltung selbst in
regelmäßiger Wiederholung seitens des Prouinziallandtages auf die ungenügendeBemessung des
Fonds für die Unterstützungdes Kommunalwegebaueshingewiesen worden sei, wohl eine erhebliche
Erhöhung dieses Fonds in dem vorliegendenEtat hätte erwartet werden müssen. Dies umsomchr,
als schon der 42. Provinziallcmdtag beschlossenhabe, nicht nur den Provinzialausschuß zu
ermächtigen, zur Stärkung der Mittel für den Kommunalwegebau während der Etatsjahre
1901/1903 jährlich 50 000 Mark aus etwaigen Überschüssen zu entnehmen, sondern ihn auch zu
ersuchen,für eine reichlicheDotierung dieses Titels für die Zukunft Sorge zu tragen. Die
Provinzialuerwaltuug hat diesem Ersuchen nach der in der Kommission abgegebenenErklärung
deshalb nicht Folge leisten können, erstens bezüglich der 50 000 Mark, weil Ersparnisse in den
letzten beiden Etatsjahren nicht gemacht worden sind, und dann bezüglichder höheren Dotierung
des Titels, abgesehen von der mißlichenFinanzlage, aus dem Gruude, weil das neue Dotations¬
gesetz vom 2. Juni 1902 dem Provinzialverbande neue Mittel für Wegebauzwecke zur Verfügung
stelle, denn auf Grund dieses Gesetzes ist dem Provinzialuerband an Dotationsreuten ein Mehr
von 64? «25 Mark überwiesenworden, wovon ^/» mit 431 883 Mark zur Unterstützungleistungs¬
schwacher Kreise und Gemeinden auf dem Gebiete des Armen- und Wegewescns verwendet
weiden müssen.

Nach einer in der Kommission gemachten Mitteilung des Herrn Landeshauptmanns steht
nach Berücksichtigung der auf Grund des erstmaligenVcrteilungsplanes bewilligten Beihülfen zur
Unterstützungdes kommunalenWegebaues noch ein Betrag von annähernd 120 000 Mark zur
Verfügung. Es wurde daher iu der Kommissionangeregt, aus der Dotationsrente 100 000 Mark
für Wegebauzwecke zu entnehmenuud diesen Betrag in Einnahme und Ausgabe in den Etat ein¬
zustellen. Demgegenüber wurde von dem Herrn Landeshauptmann mit Erfolg geltend gemacht,
daß bestimmungsgemäßdie Verwendung der Beihülfen aus Dotationsrenten an die Zustimmung
des Herrn Ober-Präsidenten geknüpft sei, und daß es aus diesem Grunde nicht tunlich erscheine,
den in Rede stehendenBetrag in den Etat einzustellen.

Es fand darauf in der Kommission ein anderweitigerVorschlag allseitigeZustimmung,
dahin gehend, die 100 000 Mark zur Erhöhung des Fonds für Kommunalwegebaubeihülfenaus
dem bei Titel IV der Einnahmen in Höhe von 224 228 Mark vorgesehenen Sammelfonds zu
entnehmen, und derartig in Einnahme und Ausgabe zu stelle», daß weiter sich die unter Titel I
Nr. 3o der Ausgabe vorgesehenen 350 000 Mark zur Unterstützung des Gemeinde-undKreiswegebaues
auf 450 000 Mark und die in Anlage 0 aufgeführten362 500 Mark auf 462 500 Mark erhöhen.
Diesen Vorschlag, welcher auch seitens des Herrn Landeshauptmanns als zweckmäßig bezeichnet
wurde, möchte ich Ihnen namens der Kommissiondringend znr Annahme empfehlen. Bedenken
dürften demselbennicht entgegenstehen,denn es wird durch eine derartige Erhöhung der Wege-
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baubeihülfen ein Mehr an Prouinzialabgabcn nicht notwendig. Es tritt daher auch eine Ver¬
änderung des Haupt-Haushaltsplanes der Provinz nicht ein. Es werden lediglich aus dem Sammel-
fonds diejenige,, 100 000 Mark, welche nach den Bemerkungenzu Titel IV Nr, 10 der Einnahmen
zur Verstärkungdes ReservefondsTitel IV Nr. 9 der Einnahmen bestimmtwaren, nunmehr dem
Fonds zur Uuterstützungdes Kommunalwcgebaucszugeführt. Hierdurch wird aber andererseits
der Reservefondsgegen die im Etat vorgesehene Höhe nicht geschwächtwerden, weil ihm ander¬
weit bei der Aufstellung des Etats nicht berücksichtigte Einnahmen im Betrage von mehr als
100 000 Mark zufließen werden.

Wie Ihnen in den letzten Tagen bereits vorgetragen wurde, stehen mehrere Grundstücke,
wertvolle Baugruudstücke,welche der Provinzial-Straßenverwaltung gehören, demnächst zum Verkauf.
Aus diesen Verkäufen, die mit Sicherheit im laufenden Etatsjahr erwartet werden können, und
deren Erlös dem Sammclfonds bestimmungsgemäßüberwiesen werden muß, werden demselben
mindestens 100 00,1 Mark wieder zustießen, die dann Verwendung zur Verstärkung des Reserve¬
fonds finden können.

Es kommt auch noch ferner in betracht, daß durch die Einstellung eines Mehrbetrages
von 100 000 Mark in der Anlage <ü tatsächlich für Kommunal-Wegebauzweckcfast der gleiche
Betrag zur Verfügung gestelltwird, als dies bereits in den beiden letzten Etatsjahren der Fall
war. In diesen beiden Jahren hat nämlich aus dem Fonds für Neubauten der Anlage ^. in
Höhe von ca. 90 000 Mark zu Unterstützungen für Kommunal-Wegebau-Beihülfenverwandt werden
können, weil in diesen Jahren Neubauten nicht zur Ausführung gelaugte».

Meine Herren! Nach dem Vorgetragenenerlaube ich mir, namens der III. Fachkommission
Ihnen den in Drucksache Nr. 100 enthaltenen Antrag der Kommission, der dahin lautet:

„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichncten Haushaltsplan mit der Abänderung
annehmen, daß aus dem bei Titel IV Nr. 10 der „eigenen Einnahmen" (Seite 466
der Drucksachen. Nr. 1) durch Zinsen vertretenen Sammelfonds 100 000 Mark derart
in Einnahme und Ausgabe gestellt werden, daß weiter sich die unter Titel I Nr, 3o
(Seite 470 der Drucksachen.Nr. 1) vorgesehenen 850 000 Mark auf 450 000 Mark
und die bei Anlage 0 (Seite 504 der Drucksachen. Nr. 1) angeführten 362 500 Mark
zu Gunsten des Fonds L auf 462500 Mark erhöhe»",

wärmstens zur Annahmezu empfehle,,.
Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Wir treten

in die Beratung ein. Es ist inzwischenein Antrag des Herr» Abgeordnete«Marx eingelaufen:
„Provinziallandtag wolle den Haushaltsplcm der Provinzial-Straßenverwaltung nebst
den Anlagen ^,, L und 0 unverändert annehmen." (Bravo!)

Ich stelle auch diesen Antrag zur Diskussion. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Marx.
AbgeordneterMarx: Meine Herren! Sie sehen aus dem von mir gestelltenAntrage,

daß meine Ausführungen sich nicht richten sollen gegen die einzelnenEtatssätzc,obgleich auch dic-
clben, wie wir gesehen haben, recht erheblicheErhöhungen in den einzelnenTiteln ausweisen.

Mein Antrag richtet sich lediglich gegen den von der III. Fachkommission vorgeschlagenen Antrag,
den Titel I Nr. 3o von 850000 Mark auf 450000 Mark zu erhöhen.

Meine Herren! Dieser Sprung um 100 000 Mark bei den eben angegebenen Ziffern
ist an und für sich ein ganz enormer, und es widerspricht durchaus dem, was hier von vornherein
gewissermaßenals zn beobachtende Tendenz für die Aufstellung des Etats ausgesprochenworden
ist: dem Appell an die Sparsamkeit.

18



138 43. Rheinischer Provinziallandtag, 6, Sitzung am 16. Februar 1903.

Meine Herren! Aber es widersprichtauch diese Einstellung meiner Meinung nach einer
vorsichtigenund gesunden Finanzgebahrung,denn woher sollen diese 100000 Mark genommen werden?

Meine Herren! Man hat Grundstücke verkauft, hat etwas angesammeltund aus diesem
angesammeltenFonds sollen nun die 100 000 Mark genommen werden. Man versucht nachzuweisen,
daß mau im Laufe des kommenden Jahres auch wieder so und so viele Grundstückeverkaufen
könne, um dann wieder 100 000 Mark einzustellen Man will damit dem Vorwurfe eiuer unge¬
sunden Finanzgcbllhrnngbegegnen,einen Etatstitel um 100 000 Mark zu erhöhen,wenn man nicht
weiß, daß im nächsten Jahre wieder dieselben Mittel zur Verfügung stehen, um dann die zur
Übung gewordenenBedürfnissezu decken.

Meine Herren! Ich meine, wenn man sparen wollte, dann wäre es hier angezeigt, dem
Antrage der III. Fachkommission nicht zuzustimmen.

Aber, meine Herren, es stehen ja auch nun gerade für diese Zwecke aus dem neuen
Dotationsgesetz,wie wir soeben gehört haben, 120 000 Mark znr Verfügung, und wenn hier aus¬
gesprochen worden ist, daß man Bedenkentrage, aus diesem zur Verfügung stehendenBetrage für
den gedachten Zweck etwas zur Verfügung zn stellen, weil dieses an die Genehmigungdes Herrn
Ober-Präsidenten geknüpft sei, so muß ich allerdings sagen, daß das bei mir nicht verschlägt, denn
die Konsequenz würde ja die sein, daß mau überhaupt über diesen Fonds nicht verfügen könnte,
denn zu einer Verfügung, wie sie mich immer sein mag, ist allemal die Genehmigungdes Herrn
Ober-Präsidenten erforderlich.

Meine Herren! Ich wiederhole, aus Rücksichten der Sparsamkeit und aus Rücksichten
einer vorsichtigen Finanzgebahrung bitte ich Sie, den Antrag der Fachkommission nicht anzunehmen
und den Etat, so wie er Ihnen vom Provinzialausschuß vorgelegt wordcu ist, unverändert zu
genchmigeu. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer: Meine Herren! Es hat
sich niemand weiter zum Wort gemeldet. — Herr AbgeordneterFreiherr von Hoevel!

AbgeordneterFreiherr August von Hoevel: Ich möchte Sie bitten, den Autrag der
III. Fachkommission anzunehmen. Es ist nämlich nicht richtig, was wir nach dem Vortrage des
Herrn OberbürgermeisterZweigert annehmen müssen, daß der Fonds für die Kommunalwegc
erhöht werden soll, sondern es handelt sich lediglich darum, ihn iu derselbenHöhe zu belassen
wie im Vorjahre.

Meine Herren! Ich bin auch für Sparfamkeit, aber daß wir mit Sparsamkeit zuerst bei
Kommnnalwegcneinsetzen,und zwar ohne Not, dafür kann ich nicht eintreten, im Gegenteil, da
es nicht zweifelhaftist, daß der Znstand der Kmumunalwcgein den weitestenBezirkenso ist, daß
wir ihn möglichst bald bessern müssen. Wir haben dies nicht blos in der vorigen, sondern auch
iu der vorvorigenSession anerkannt und haben wir gehofft, daß es möglich sein würde, den Fonds
für die Kommunalwcge erheblich zu erhöhen. Diese Beschlüsse sind einstimmig vom Landtage
gefaßt worden und wenn wir nun auch auerkenneu, daß es in der gegenwärtigenSession nicht
möglich ist, den Fonds für die Kommnnalwcgeganz bedentcnd zu erhöhe», so wareu wir in der
Kommission doch der Ansicht, daß es durchaus geboten ist, den Fonds nicht wesentlich herabzusetzen.

Es ist von dem Herrn OberbürgermeisterZweigcrt gesagt worden, 100 000 Mark ist eine
zu große Erhöhung. Gewiß, an und für sich sind 100 000 Mark eine recht bedeutendeSumme.
Diese Summe ist aber sehr gering, wenn wir erwägen, welche Anforderuugcu au diesen Fonds
gestellt werden. Im Vorjahre — ich habe die Zahl nicht genau im Kopfe — ist weit über
eine Million seitens der Gemeinden an Zuschüssen beantragt worden. Man hat selbstverständlich
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nur nach Lage des Fonds, der im vorigen Jahre auch 350 0N0 Mark betrug, die Antrage der
Gemeinden genehmigen können. Meine Herren! Was wird daraus werden, wenn wir in diesem
Jahre 100 000 Mark weniger haben?

Dann ist hier gesagt worden, Ihr wollt das Geld aus einem Fonds nehmen,der eigentlich
nicht für diesen Zweck bestimmt ist; es ist notwendig, daß der Herr Ober-Präsident seine Genehmigung
dazu giebt. Dies ist zweifellos richtig. Aber auf der anderen Seite ist mir garnicht zweifelhaft,
daß der Herr Ober-Präsident sehr gern bereit sein würde, diese Genehmigungzu erteilen.

Dann ist weiter darauf hingewiesen worden, daß wir aus der neuen Proviuzialrcntc
gewisse Summen entnehmenkönnen,die den Gemeinden zugute kommen. Auch das ist zutreffend,
aber diese Fonds sind nicht etwa so hoch, daß sie irgendwie wesentlich in Frage kommen und dann
sind sie auch nach dem Gesetze für die Erleichterungder Gemeindenbestimmt; sie werden sich
teilweise verzetteln.

Meine Herren! Es ist in den früheren Verhandlungen wiederholt darauf hingewiesen
worden, daß die Gemeinden selber vielfach nicht eintreten können, weil ihr Steuersoll so niedrig
ist, daß, wenn sie auch die Umlage erhöhen, für die Wege schließlich nicht soviel herauskommt,
daß man davon größere Wegestreckcn bauen kann. Ebenso liegt es wegen der Prouinzialrentc,
wir gehen bei deren Verteilung herunter — die Vorlage wird dem hohen Hause noch gemacht
werden — bis auf 200 Mark. Was will man nun mit 200 Mark für große Wegestrccken
herstellen? Also wir sind nach wie vor auf die Unterstützung aus den Fonds ^ und L cmgcwicfen,
und diese Fonds will die Kommission nicht erhöhen, sondern sie will sie nur auf der alten Höhe
erhalten und das ist durchaus notwendig. Für diefe meine Behauptung beziehe ich mich auf die
wiederholteneinstimmigenBeschlüsse des hohen Hauses.

Ich bitte also, den Vorschlagder Kommission anzunehmen. (Bravo!)
Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Das Wort hat Herr

AbgeordneterZweigert.
Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich möchte Sie dringend bitten, den Antrag

des Herrn OberbürgermeistersMarx anzunehmen.
Meine Herren! Ich habe bereits in meiner Etatsrcdc darauf aufmerksamgemacht, daß

die Etats immer aus unserer Kommission kommen,nicht damit, daß man beschlossenhat, hier oder
da wollen wir etwas sparen, sondern jede Kommission überlegt sich, wo könntest du wohl noch für
deinen Kreis oder deinen Berufszweigetwas kriegen. Sie fetzt daher noch etwas hinzu und siehe
da, meine Herren, die dritte Kommissionhat das auch wieder so gemacht. Wenn dies jetzt von
meinem Herrn Vorredner, dem Herrn Präsidenten von Höuel so dargestellt worden ist, als ob
der Etat in diesem Jahr gegen früher herabgesetzt worden wäre, so muß ich bemerken, er ist genau
in derselben Höhe aufrecht erhalten wie im vorigen Jahre, er ist nur nicht erhöht worden, und es
ist nicht richtig, was der Herr Vorredner gesagt hat, daß 100 000 Mark weniger eingestellt sind,
sondern der Etat ist in der vorjährigen Höhe beibehalten. Wenn Sie Seite 504 aufschlagen, so
steht da: mehr oder weniger — nichts.

Meine Herren! Ich möchte Sie deshalb bitten, in den schweren Zeiten, in denen wir
viele Steuern zu zahlen haben, nicht noch mit eiuer Erhöhung der Positionen zu kommen.

Meine Herren! Das hat auch die III. Kommissionwohl gefühlt, daß sie auf großen
Widerspruchstoßen würde, wenn sie hier mit einer Positionserhöhung käme und dadurch eiuc
Umlageerhöhungherbeiführte,und was hat Sie gemacht,meine Herren? Sie stellt sich jetzt ans
den Standpunkt, daß sie zu laufenden Ausgaben das Vermöge« aufzehren will, Einnnahmen,
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die erlangt sind für Orundstücksverkäufe,die also naturgemäß doch wieder rcfuudiert werden
müssen in Grundstückenoder in Kapitalien, will sie für laufende Ausgaben verwenden, — meine
Herren, ein Verfahren,das vom finanziellen und fiuauztcchnischenStandpunkte durchausunzulässig ist.
Deshalb bitte ich Sie dringend, den Vorschlag des Herrn OberbürgermeistersMarx anzunehmen,
um einmal zu beweise», daß wir auch wirklich sparen wollen.

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorleiner: Das Wort hat der Herr
AbgeordneteFreiherr von Höuel,

AbgeordneterFreiherr August von Hövcl: Ich halte meine Behauptung aufrecht, daß
wir im vorige» Jahre für Kommunalwege100 000 Mark mehr gehabt haben und zwar annähernd
100 000 Mark, Das hängt damit zusammen, daß wir im Vorjahre eine Summe haben ver¬
wenden können, die ursprünglichfür Provinzinlstraßc» bestimmt war. Es kommt ja doch darauf
an, wieviel wir zusammen zn verwenden hatten, ctatsmäßig war die Summe allerdings für
Prouinzialstraßcn bestimmt. Im Vorjahre hat aber das hohe Haus deu Provinzialcmsschußer¬
mächtigt, aus diesen Beständen 100 000 Mark zu entnehmen. Daher ist allerdings zweifellos,daß
wir in diesem Jahre, wenn es bei dem Etat bleiben würde, für Kommunalwege100 000 Mark
weniger zu verwendenhaben wie im Vorjahre,

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer: Meine Herren! Es hat
sich niemand weiter zum Wort gemeldet

Ich gebe uunmchr »och das Wort dem Herru AntragstellerAbgeordnetenMarx.
AbgeordneterMarx: Ich habe nur noch eine Bemerkung zu macheu. Der Autrag

lautet wörtlich dahin, den Titel I Nr, 3o von 350000 Mark auf 45)0000 Mark zu erhöhen.
Ich wiederhole,wenn diese Mehrausgabe ans dem Vermögen der Provinz auch für das nächste
Jahr uud meinetwegenauch für das nächstfolgende Jahr noch möglich ist, dann wird aber die Zeit
eintreten, wo man entweder wieder heruntergehen oder diese 100 000 Mark aus deu Proviuzial-
umlagcu nehmen muß

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Der Herr Berichterstatter!
(Berichterstatter AbgeordneterDr, Momm: Ich verzichte!) — Der Herr Berichterstatterverzichtet.

Meine Herren! Wir kommen nunmehr zur Abstimmung. Ich würde zunächst abstimmen
lassen über den Antrag der III. Fachkommission, der den Herren ja gedruckt vorliegt und eventuell
nach Ablehnung desselbenüber den Antrag des Herrn AbgeordnetenMarx.

Ich nehme an, daß das hohe Haus mit diesem Vorschlageinverstandenist, und bitte
nuumehr diejenigenHerren, welche dem Antrage der III. Fachkommission zustimme«wollen, sich
von ihren Plätzen zu erheben. (Geschieht.) (Rufe: Gegenprobe.)

Ich bitte die Herren Platz zu nehmen uud bitte zur GegenprobediejenigenHerren, welche
dem Antrage ihre Zustimmung versagenwollen, sich von ihren Plätzen zu erheben. (Geschieht.)

Meine Herren! Das Resultat der Abstimmung ist zweifelhaft, auch die Herren Schriftführer
sind nicht in der Lage, sich darüber zu entscheiden. Wir müssen nunmehr nach Vorschriftder
Geschäftsordnungin der Weise die Abstimmung vornehmen,daß die Herren, welche mit ja stimmen
wollen, durch die ciue Tür und diejenigendie mit nein stimmen wollen, durch die andere Tür
hineinkommen. Ich bitte die Herren Platz zu nehmen, ich werde das Weitere veranlassen.

(Glocke des Präsidenten.)
Meine Herren! Nachdem das Ergebnis der Abstimmungdurch die Zahlung der Stimmen

seitens der Schriftführer nicht ermittelt ist, mnß nach ß 18 Absatz 4 unserer Geschäftsordnungauf
Seite 6 die Zahlung in der Weise wiederholtwerden, daß die mit ja stimmenden Mitglieder durch
eine Tür und die mit nein stimmendendurch eine zweite Tür in den Sitzungssaal eintreten.
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Ich bitte also nunmehr diejenigen Herren, welche für den Autrag der Fachkommission
stimmen wollen, durch die uou hieraus rechts befindliche Eingangstür hereinzutrctcn,und diejenige«
Herren, welche gegen den Antrag der Fachkommissionstimmen wollen, durch die zweite Tür einzutreten.

Ich werde die Herren Schriftführer bitten, am Eingang die Stimmen zu zählen.
(Geschieht.)

Meine Herren! Das Ergebnis der Abstimmungist folgendes: Es haben für den Antrag
der Fachkommission gestimmt63 Herren und gegen den Antrag 65. Also der Antrag der Fach¬
kommission ist abgelehnt. (Große Bewegung und Heiterkeit.)

Meine Herren! Wir kommen nunmehr znr Abstimmung über den Antrag des Abgeordneten
Marx. Ich bitte diejenigen Herren, welche für den Antrag des Abgeordneten Marx sind, sich von
ihren Sitze» erhebenzu wollen. (Geschieht.) Das ist die Majorität — der Antrag ist angenommen.

Meine Herren! Wir gehen nnnmrhr zum Punkt 3 der Tagesordnung über:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusscs, betreffend die Übertragung der Verwaltung und Unterhaltung
von Provinzialstraßcu an Kreise gegen Rente.

Ich erteile das Wort dem Herrn Berichterstatter,Abgeordnetenvon Kruse.
BerichterstatterAbgeordneter von Kruse: Meine hochverehrten Herren! Während der

letzten Tagung des Pruvinziallandtagcs wurde iu der Sitzung vom 12. Februar 1901 ein¬
gehend die Frage erörtert, in welcher Weise den auf dem Gebiete des Gemcindewegebauesoffcubar
vorliegendenMißstäudeu Abhülfe geschaffen werden könnte. Die Mitzstände auf dem Gebiete des
Gemcindewegebauesliegcu besondersdarin, daß in einem großen Teile der Provinz, iu der Eifel,
auf dem Huusrück,auf dem Wcsterwald die Gemeindenzu wenig lcistuugsfähigsiud, um die ihnen
obliegende Wcgebaulasttragen zu können und daß es an einem Iwischenvcrbande zwischenProviuzial-
straßeu und Gemeindewegenfehlt, der eben hier, wie das in anderen Provinzen mit den Kreis¬
straßen der Fall ist, in die Lücke springt.

Diese Tatsachen haben zitt Folge, daß sogar in manchenFällen, in denen Wege mit
großen Piovinzialbcihülfen ausgebaut wordeu siud, diese Wege nachher wieder verfallen siud, weil
die sachgemäße Unterhaltung über die Kräfte der betreffendenGemeindenhinausging.

In der von mir berührten Frage hat nun damals in der Sitzung vom 12. Februar 1901
auch der Herr Landeshauptmann das Wort genommenund hat ausgeführt, daß nach seiner Ansicht
eine Gesundung dieser Verhältnissenur eintreten könnte: 1) wenn die Kreise sich zu einem Kreis-
wegevervandezusammenschließen; 2) wenn die Kreise die wichtigeren Gemeindewegein eigene Ver¬
waltung uud Unterhaltung übernehmenund 3) wenn zu diesem Zwecke den Kreisen Prouinzial-
straßcn von mindererVerkehrsbedeutunggegen eine Rente übertragen werden würden. Der Herr
Landeshauptmann hat seine damaligen Ausführungen, und zwar unter dem lebhaften Beifall des
hohen Hauses, damit geschlossen, daß er eine demnächstigeVorlage über die Übertragung der
Provinzialstraßen an die Kreise gegen Rente in Aussicht stellte. Meine Herren! Diese Vorlage
ist nunmehr ergangen und Ihnen unter Nr. 34 der Drucksachen übermittelt wordeu, sie lautet:

„Belicht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Übertragung der Ver¬
waltung und Unterhaltung von Provinzialstraßen an Kreise gegen Rente."

Es ist in diesem Berichte ausgeführt worden, daß bereits der 26. Provinziallandtag es
genehmigthat, daß Provinzialstraßen an die Städte gegen Rente abgetreten werden dürften. Es
sind auf Gruud dieser Beschlüsseuunmehr im ganzen an 61 Gemeinden 460> Kin Provinzial¬
straßen gegen eine Iahresrente von insgesamt 454 530 Mark 99 Pf. abgetreten worden. Eine
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Abtretung an die Kreise ist nur in einem einzigen Falle erfolgt, und zwar an den Kreis Wetzlar.
Es haben besondersRücksichten auf die örtliche Lage des Kreises, der bekanntlich von den anderen
Kreisender Rhcinprovinz durch verschiedene nassanischc Kreise getrennt ist, dazu geführt, diesem
Kreise die Ausgestaltung einer eigenen Wegeucrwaltungunter Übergabe der Provinzialstraßen zu
ermöglichen. Verhandlungen mit zwei anderen Kreisender Provinz, welche die entsprechenden
Antrage an die Provinz gestellt hatten, sind ergebnislos verlaufen.

Meine Herren! Es ist nun weiter in dem Bericht ausgeführt worden, wie es rechtlich
nicht zweifelhaftsein kann, daß die Provinz wohl das Recht, aber nicht die Pflicht hat, die Staats¬
straßen an die Kreise gegen Rente abzutreten. Das ist bereits im 8 18 Absatz 3 des Dotations-
gcsetzcsvom 8. Juli 1875 bestimmt worden. Eine ähnliche Bestimmung hinsichtlichAbtretung
der Bezirksstraßenbefindet sich weder in Gesetzen noch in provinziellenVorschriften.

Das rheinische Proviiizialstraßennctzumfaßt zur Zeit 6900 Km; davon gehören 2300 Krn
zu den alten Staatsstraßen, während 4600 Kni Bezirksstraßen sind. Die Unterhaltung der
Staatsstraße» bezw. die dazu notwendigen Gelder werden aus der Dotationsrente, die die Provinz
in auskömmlicher Weife hierfür durch das genannte Dotationsgcsctzerhält, bcstrittcn. Die Mittel
zur Unterhaltung der Bezirksstraßenmüssen durch Provinzialumlagcn aufgebracht werden, und zwar
werden für diese Zwecke5 Prozent des gesamten Staatssteucrsolls erhoben, so daß die Unterhaltung
der Bezirksstraßen in unserer Provinz eine jährliche Aufwendung von 3 000 000 Mark erfordert.

Meine Herren! Während die Abtretung der Staatsstraßen an die Kreise sich in ziemlich
einfacher Weise bewerkstelligen läßt, weil hier der Provinz die Mittel durch die Dotatiousgcsetze
zur Verfügung gestellt sind, die an die Kreise weitergegeben werden, muß ein schwieriges
und kompliziertesVerfahren eintreten, um die Höhe der Rente bei der Abtretung von Bezirks¬
straßen festzustellen.

Der Prouinzialausschuß erörtert nun weiter in seinem Berichte die Vorteile uud die
Nachteile,die die eventuelleAbtretung von Provinzialstraßen an die Kreise nach sich ziehen könnte.

Um mich zunächst mit den Nachteilen zu beschäftigen, so sind es besondersfünf Gründe,
die der Prouinzialausschußals gegen diese Abtretung sprechend anführt:

1. sind es Bedenken,die sich auf die Unterhaltung der Straßen beziehen,
2. ist es die Schwierigkeitder Rentenbcrcchnuug,
3. sind es die eventuellen Übelstände,die sich durch die Ausübung eines scharfen Aufsichts¬

rechtes seitens der Provinz ergebenkönnten,
4. wird auf eine Beschränkung des Ausgabebewilligungsrechteshingewiesen, und
5. wird befürchtet,daß eine solche Maßnahme eventuell eine Zerreißung des Provinzial-

strahennctzes und auch erhöhte Unterhaltungskostenfür die Provinz zur Folge haben könnte.
Meine Herren! Hinsichtlich der Bedenken die Unterhaltung betreffend, ist allerdings her¬

vorzuheben, daß die Provinz schon in einzelnen Fällen, in denen Provinzialstraßen an Städte
abgetreten sind, keine ganz befriedigendenErfahrungen in dieser Beziehung gemacht hat, obwohl
die Städte nach Ansicht des Provinzialausschussesan der Abtretung der Provinzialstraßen bezw,
an ihrer guten Unterhaltung vielleicht eiu größeres Interesse haben dürften wie manche Landkreise,
da die Städte ja die Straßen zu ihren Wasserleitungen,Gasleitungen, Kanalisationen,zu Straßen¬
bahnen und ähnlichen Zwecken außerordentlich dringend gebrauchen. Auch die Landeshauptleute
derjenigenProvinzen, in denen eine Abtretung von Straßen in größerem Umfange an die Kreise
stattgefundenhat — das sind besonders die Provinzen Ostpreußen,Schlesien und Pommern — haben
sich nicht sehr günstig in dieser Beziehungausgesprochen,sondern im Gegenteil, sie haben hervor¬
gehoben,daß die Unterhaltung zu Anstanden Anlaß gegeben hat.
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Meine Herren! Was die Berechnungder Renten anbetrifft, fo habe ich deren Schwierigkeit
fchon eben dahin skizziert, daß in einem besonderen Verfahren, weil hier keine bestimmten
Renten für die Unterhaltungskostenvorhanden sind, diese Rente ermittelt werden muß. Es ist ja
nun selbstverständlich,daß die Kreise dieses große Risiko der Unterhaltung der Proviuzialstraßeu
nur dann übernehmenkönnen, wenn sie bei der Rente wenigstens ihr finanzielles Auskommen finden,
und es ist dann ferner auch nicht zu verkennen, daß voraussichtlich die Kreise die Provinzialstraßen
doch wohl nur auf Zeit weideu übernehmen können, da die Kreise die Steigerung der Unter¬
haltungskosten,die durch eine Vermehrung des Verkehrs,durch die Erhöhung der Arbeitslöhne, der
Materialienpreiseu. s. w. eintreten können, doch nicht mit völliger Sicherheit von vornherein für
die Dauer feststellen und ermitteln können.

Nnn, meine Herren, wenn die Straßen alfo nur auf Zeit an die Kreise übertragen werden
— und das dürfte iu erster Linie in Frage kommen — dann muß die Provinz sich natürlich
durch Ausübung einer scharfen Aufsicht darüber die Sicherheit schaffen,daß die Unterhaltung der
Provinzialstraßen auch eine gute und ausreichende ist, damit nicht die Provinz, wenn nachher dieses
vertraglicheVerhältnis gelöst wird, eventuellin die Lage kommt, wesentlich verschlechterte Straßen
in eigene Unterhaltung zurückzunehmen, wodurchdauu wieder größere Aufwendungenund an letzter
Stelle höhere Provinzialmnlagen nötig werden würden.

Der Provinzilllausschuß befürchtet nun, daß aus dieser scharfen Aufsichtsich Anlaß zu
Uufncdcuhcit und Mißstimmung ergeben könnte, die sowohl für die Provinzialucrwaltuug, wie
auch für die bctrcffeudenKreisvcrwaltnngenuuerwüuschtwäre.

Das vierte Bedenken findet der Provinzicilausschnßdarin, daß die Beiträge zur Unter¬
haltung der Bczirtsstraßen durch Provinzialumlagcn anfgebracht werden müssen, die nnnmchr
Ihrer jährlichen Vewilligung in Einnahme und Ausgabe uuterliegen. Wenn eine Abtretung der
Straßeu auf längere Zeit oder dauernd an die Kreise erfolgensollte, und damit die jährliche
Bewilligung der Kosten der Beschlußfassungdes Landtages entzogen würde, dann könnte darin
nach Ansicht des Prouinzialansschusscs eine Beeinträchtigung des Ausgabebcwilliguugsrechtcs
gefundenwerden.

Schließlich habe ich schon erwähnt, daß auch noch auf die eventuelle Zerrcißnng des
Provinzilllstraßennetzesund auf die eventuelle Erhöhung der Verwaltungskostenhingewiesenist.

Meine Herren! Diesen Bedenkenstehen aber doch auch mannigfaltigeVorteile gegenüber,
die auch der Provinzialausschußiu seinem Berichte hervorgehoben hat.

Meine Herren! Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß garnicht davon die Rede sein
kann, an eine eventuelleallgemeineAufteilung des Pruvinzialstraßennetzesan die Kreise zu denken.
Bei Provinzialstraßen, die in industriellenGegenden außerordentlichstark befahren weiden, wo die
Unterhaltungskostensehr hohe sind, würde die Abtretung sowohl nicht im Interesse des allgemeinen
Verkehrs liegen als auch würden die Kräfte der Kreise dadurch jedenfalls über ihre Leistungs¬
fähigkeit belastet und in Anspruchgenommenwerden.

Wir haben aber in vielen Teilen der Provinz doch auch Provinzialstraßen, die von sehr
viel minderer Bedeutung sind. Wenn Sie in der Eifel, auf dem Huusrück, zum Teil auch im
Westerwald die Provinzialstraßen befahren, dann können Sie zuweilen tagelang fahren, ohne viel
mehr als einigen Landfnhrwerten zu begegnen. Diese Verhältnisse sind umsomehr in den letzten
Jahren in die Erscheinung getreten, als in diesen von mir gekennzeichnetenGegenden in den letzten
Jahren auch ganz erhebliche Bahnbauten errichtet sind, und daß natnrgemäß auch durch die
Benutzung der Bahn die Benutzung der Provinzialstraßen in einzelnen Kreisen nnd einzelnen
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Fällen eine geringere geworden ist. Ich könnte dafür tatsächliche Beispiele anführen, will aber
doch nicht zu sehr auf die Einzelheiten eingehen.

Diese so wenig benutzten Provinzialstraßen abzugeben, läge auch uach Ansicht des
Provinzinlausschussesim wohlverstandenenInteresse der Provinz, und es würde ganz unbedenklich
auch den Kreisen das Zutrauen geschenkt werden können, daß sie diese Provinzialstraßen bei der
Gewährung einer angemessenen Rente auch im guteu Zustand erhalten werden. Dieses Zutrauen
dürfte den Kreisendoch umsomehr geschenkt werden, als auch eine Abtretung uon Provinzialstraßen
an kleinere Städte erfolgt ist, und man von den Kreisendoch dieselbe Sorgsamkeit erwarten kann,
die diesen kleinerenStädten zugetraut wird.

Ein weiterer Punkt, der als ein wesentlicher Vorteil der geplanten Maßregel zu bezeichnen
i^ ___ und da komme ich auf den Eingang meiner Ausführungenzurück — wäre nun der, daß durch
die Abtretung eines Teiles von Provinzialstraßen den betreffenden Kreisen, die bereit sind, wichtigere
Gemeindewegezu übernehmen, die Möglichkeit gegeben würde, eine Wegeorganisationzu schaffen,
sich auch die nötige» technischen Hülfskräfte zu besorge». Es könuteu die Verwaltungen der
Provinzialstraßen und der Gemeindcwegcin einander greifen und es würde damit der Zweck
erreicht werde», beziehungsweise die Eireichnng angebahnt werde» könne», daß in diesen beteiligten
Kreisen dann die nötigen Kräfte für die Verwaltung besondersin technischer Beziehung vorhanden
sind, die dem Gemeindewegeba»größere Aufmerksamkeit widmen können, so daß dadurch die Unter¬
haltung der Gemeindewegein eine» bessere» Zustand gebrachtwerden kann.

Meine Herren! Das sind im wesentlichen die Ansführuugen, die Sie in dem Berichte
des Provinzinlausschussesfinden.

Der Prouinzialansschuß kommt dann zum Schluß zu einem Antrag, der Ihnen gedruckt
vorliegt. Ich darf, glaube ich, davon absehen, diese» Autrag hier zur Verlesung zu briugen.

Ihre III. Fachkommissionist in eine eingehende Prüfung dieses Antrages eingetreten
und hat sich keineswegs den Bedenkenverschlossen, die gegen die Abtretung von Provinzialstraßen
wenigstens in größerem Umfange sprechen. Auch iu Ihrer III. Fachkommissionist von keiner
Seite die Äußerung erfolgt, daß an eine Aufteilung des Prouinzialstraßennetzesoder auch nur an
eine Abtretung im großen Umfange zur Zeit gedacht wird. Mit Rücksicht aber auf die tatsächlichen
Verhältnissehat Ihre Konnnissiongeglaubt, Ihnen einen Antrag vorlegen zu sollen, der in der
Drucksache Nr. 93 zur Verteilung gelangt ist. Meine Herre»! Dieser Antrag lautet:

„Der Provinziallandtag wolle
1. sich gruudsätzlich gegen eine allgemeine Aufteilung der Provinzialstraßen aussprechen,
2. beschließen,zur Förderung der Bildung eiues Kreis-Wegeverbandes iu denjeuigen

Teilen der Provinz, in welchen ein Bedürfnis hierzu anerkannt wird, den Kreisen,
namentlichsolchen, welche wichtigere Gemeindewegeübernehmen wollen, auf ihren
Antrag hierzu geeignete Provinzialstraßen gegen eine Iahresrente zur Unterhaltung
und Verwaltung abzutreten,

3. den Provinzilllausschnßbeauftragen,dem nächsten Provinziallandtage eine desfallsige
Vorlage zu unterbreiten uud die hierauf bezüglichen Verhandlungen mit den
betreffenden Behörden einzuleiten, wobei der Prouinzialansschuß ermächtigt sein
soll, schon jetzt mit einem oder zwei Kreisen Verträge wegen Übernahme von
Provinzialstraßen abzuschließen."

Dieser Antrag Ihrer Kommission weicht besondersunter Nr. 1 insofern von dem Antrage
des Provinzilllausschussesab, als Ihre Kommission die Worte: „Wie gegen eine Abgabe derselben



43. Rheinischer Provinziallandtag, 6, Sitzung am 6. Februar 1903. 145

in größeremUmfange an die Kreise" gestrichen hat. Das ist deswegen erfolgt, weil die Kommission
es nicht für zweckmäßig hielt, dem Provinzialcmsschusse gewissermaßen eine gebundeneMarschroute
nach dieser Richtung hin zu erteile». Es liegt auch eiu spezieller Fall vor, den wir in Erwägung
gezogenhaben. Es hat nämlich der Kreis Mcisenheim bei der Provinzialuerwaltung deu Antrag
auf Übertragung der Prouinzialstraßcn gestellt. Die Verhandlungen darüber sind noch nicht zum
Abschluß gekommen. Der itteis Mcisenheim ist sowohl räumlich wie nach seiner Einwohnerzahl
der bei weitem kleinste der Provinz, er hat nur etwas über eine Quadratmeile Flächeninhalt bei
einer Einwohnerzahl von rund 13 000 Seelen. Wenn dieser Kreis überhaupt die Übernahme der
Prouinzialstraßcn anstrebt, dann wird man es wohl für nahe liegend finden, daß er dann auch
die gesamtenProviuzialstraßen in seinem Gebiete übernehmenwill, und es wäre wohl auch für die
Provinz kaum zweckmäßig, dann in einem solchen kleinen Kreise, der am äußersten Ende der Provinz
im Süden liegt, noch einen Teil der Provinzialstraßen in der eigenen Verwaltung zurückzubehalten.

Wenn wir uns aber grundsätzlich gegeu eiueu größeren Umfangder Abtrctuug cmssprechen,
dann könnten sofort Zweifel entstehen, da im Kreis Meisenheim 47 Km Provinzialstraßen
vorhanden sind, ob das nicht ein größererUmfang ist, und es tonnte der Provinzialausschuß,wenn
dieser Passus uicht gestrichen wird, daraus entnehmen,daß der Abtretung in diesem Umfange nicht
näher getreten werden solle. Das haben wir vermeidenwollen, wir haben dem Provinzialausschuß
etwas größere Ermächtigungen erteilen wollen, und ich versichere dabei nochmals, daß es der
Kommission fern gelegen hat, jetzt schon daran zu denken, daß eine größere Abtretung von
Provinzialstraßen zur Zeit in die Wege geleitet werden soll.

Was nun Nummer 2 des Antrages anlangt, so haben wir in der Kommission zu der
Frage Stellung genommen, ob eine derartig gekennzeichneteAbtrctuug erfolgen solle oder nicht,
und habeu diese Stellung in einem positiv surmnliertenAntrage Ihnen hier zur Beschlußfassung
unterbreitet. Im wesentlichenist aber mit der Maßgabe dieser positiven Stellungnahme die
Nummer 2 unseres Antrages der Nummer 2 des Proviuzialausschußantragesnachgebildet,ebenso
wie das im wesentlichen auch bei Nummer 3 der Fall ist.

Ich schließe damit, daß Ihre Kommissionweiter nichts bei der Sache beabsichtigt,wie
eine Grundlage zu legen, auf der die Möglichkeiteiner Verbesserungder in einem großen Teile
unserer Provinz sehr im argen liegendenWegeuerhältnisseangebahnt werden kann; und in diesem
Sinne erlaube ich mir, um die Annahme des Kommissionscmtragcs zu bitten. (Bravo!)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat zunächst der Berichterstatterdes Provinzialcmsschusses,
Herr Abgeordnetervon Breuuing, dem ich das Wort gebe.

Berichterstatter des ProvinzialausschussesAbgeordneter von Breuuing: Meine Herren!
Es handelt sich hier um eine Angelegenheit von der allergrößten Tragweite, von wirklich
außergewöhnlicher Bedeutung, und es hat der Provinzialausschuß daher geglaubt, es nicht dabei
bewendenlassen zu dürfen, Ihnen einen schriftlichen Bericht vorzulegen, sondern es hat derselbe
dnrch besonderen Beschlußmich beauftragt, die Ausführungen dieses Berichts, es ist ja wohl Druck¬
sache 34, hier noch mündlichdes näheren zu beleuchten und womöglichzu erweitern. Sie wollen
daher, bitte, in dem, was ich vorzutragen die Ehre habe, nicht lediglich meine persönlichen
Anschauungen, sondern auch im wesentlichen die Wiedergabeder Ansichten des Provinzialausschusses
erblicken.

Der Schritt, der mit einer Beschlußfassung in dieser Angelegenheitgetan wird — ich
muß dieses betonen — wird eventuell notwendig eine weite Folgcwirkuug haben; er wird je
nach seiner Art Sie nicht nur zwiugen einen zweitenund dritten Schritt in derselbenRichtung
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zu tun, sondern er wird die ganze Richtung, den ferneren Gang der Straßenverwaltung der
Provinz in ihrer Gesamtheit bestimmenbis zum Endziele der eventuellen Auflösungder Straßen-
Verwaltung. (Sehr richtig!)

Die in Frage stehendeVorlage — und das möchte ich richtig stellen — welche der
Provinzialausschußdem hohen Hause zu unterbreitendie Ehre hatte, ist nicht spontan von demselben
ausgearbeitet worden. Ohne äußern Anstoß wäre dieser Bericht in der heurigen Session nicht
erstattet worden. Dieser äußere Anstoß war damit gegeben, daß gleichzeitig von einer großen Zahl
von Kieisverwaltungen hierher die Anfrage erging, ob und eventuell unter welchen Bedingungen
Provinzialstraßcn im ganzen oder im einzelnen den Kreisen übergeben werden könnten. Eine
einzelnederartige Anfrage wäre ja einfach büreaukratisch zu erledigen gcweseu, indem der Ausschuß
gesagt hätte: Wir siud von dem hohem Hause nicht ermächtigt, Straßen an Kreise abzutreten.
Da aber diese Anfragen in solch großer Zahl ergingen, so hielt es der Ausschußfür geboten,mit
dem hohen Hause Fühlung, enge Fühlung zu nehmen und sich von demselbendie Direktive für
sein ferneres Verhalten in der Behandlung dieser Angelegenheitzu erbitten. Das, meine Herren,
ist der Entstehungsgrundder Ihnen gemachten Vorlage.

Diese Vorlage nimmt gewiß gegenüberden Wünschen der Landkreise, insoweit dieselben als
berechtigtanzuerkenucn siud, eine durchaus wohlwollende,entgegenkommendeHaltung ein, sie hält die
Mitte zwischen der grundsätzlich ablehnendenStellung, der Ansicht, welche grundsätzlich keine Straße,
nicht ein Kilometer, an die Kreise abtreten will, und andererseits derjenigen Stellung, welche sagt:
Wir wollen möglichst rasch die ganze Prouinzialstraßenuerwaltungzersplittern, aufteilen, wir wollen
alle Straßen an die Kreise übertragen. Sie ist demnach gegenüber den Landkreisendurchaus
entgegenkommendgehalten und gedacht, und sie nimmt namentlich gegenüberder Ansicht, daß es
zweckmäßig sei, die Errichtung einer Kieisstraßenverwaltuiigzu ermöglichen, daß es zweckmäßig sei,
Kreisstraßen zu schaffen, eine durchaus wohlwolleudeHaltung ein. Der Ausschuß verkenntnicht,
daß es zweckmäßig sein würde, Kreisstraßen zu schaffe«; aber er ist andererseits auch der Ansicht,
daß es nicht zweckmäßig sei, dieses Institut auf dem Wege der Auflösungder Straßenuerwaltung
und der Übertragung der sämtlichen Provinzialstraßen an die Kreise auszuführen, Daß der Wunsch
auf Übernahme der Straßen seitens der Kreise rege geworden ist und rege wird, ist ja nicht
unbegreiflich; es fehlt ja vielen Kieisverwaltungen bisher an einein kommunalenInhalte, und
wenn nun gar bei der Übernahme der Provinzialstraßen seitens der Kreise — es wird dies
wenigstens vielfacherhofft — ein gutes Geschäftzu machenist, nun, warum sollen da die Kreise
nicht anstreben, eine größere Bedeutung, einen kommunalenInhalt zu erlange«?

Betrachten Sie nun aber einmal, meine Herren, die derzeitigeStraßenverwaltung der
Provinz, was dieselbe leistet, so kaun ich mich ja zum Teil darauf berufeu, was der Herr Bericht¬
erstatter gesagt hat. Es handelt sich um ein großes wohl gegliedertesStraßennetz, welches sich
über die ganze Provinz verbreitet, ein Netz von 6000 Km, welches verwaltet wird von einem
großen Stäbe von höheren uud niederen Beamten, von durchaus bewährten Kräften, die un»
zweifelhaftTüchtiges geleistethaben, und unter deren Leitung die Provinzialstraßen immer mehr
im Laufe der Zeit mit den ihnen so freigebigzur Verfügung gestelltenMitteln vervollkommnet
worden sind.

Ich darf nur erinnern, an die in weitem Umfange ausgeführten Pflasterungen und die
Herstellung von Kleinpflaster,die ja auf eiue überaus große Zahl von Kilometern sich heute erstrecken.

An sich — das ist auch meine persönliche Ansicht— mnß es überaus bedenklicherscheinen,
eine Last, welche zu ihrer Befriedigung einen Betrag von Millionen erfordert, von einem großen
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leistungsfähigenVerbändeauf kleinere weniger leistungsfähige Verbände zu übertragen, zumal wenn,
wie hier, diese kleinerenVerbände erst durch die Abgaben, die der große Verband erhebt und die
er an die kleineren weiter geben soll, leistungsfähig und fähig gemacht werden sollen, diese Last
zu übernehmen,sie überhaupt zu tragen. Aber auch andere Momente sind hier noch im allgemeinen
hervorzuheben. Es wird ein Kreis selten in der Lage sein, einen höheren Beamten für sein Bau¬
wesen zu gewinnen. Der Kreis kann einem solchen Beamten gar keine Karriere bieten. Derselbe
würde im besten Falle der einzige im Kreise sein. Die Dotation würde wohl schwerlichso reichlich
bemessen werden können, daß diese allein einen solchen Herrn veranlassenkönnte, alles übrige auf¬
zugeben. Es würde sich also ergeben,daß in der überwiegendenMehrzahl von Kreisen diese Ver¬
waltung von - sagen wir einmal — einem alten Praktiker geführt würde. Nun, meine Herren,
Sie finden gewiß unter diesen alten Praktikern manche tüchtigenund branchbarenLeute; aber ich
muß sagen, der Studiertc und der Techniker,der sein Staatsexamen gemacht hat, steht mir doch
höher, nnd er bietet, namentlich wenn er in einer großen Organisation steht, eine größere Garantie,
daß die Verwaltung in allen Teilen ordnungsmäßig, unparteiisch und sachlich geführt werde. Ein
großes und sehr prinzipielles Bedenken ergibt sich auch bezüglich der Materiallieferungen. Wir
haben ja an der Provinzialverwaltung schon öfter die Erfahrung gemacht, daß Ringbildungen
bezüglich der Materiallieferungen versucht worden sind, und grade, um diesen zu begegnen, ist ja
die Provinzialverwaltung dazu übergegangen,selbst Steinbrüchezu erwerben,um dieselben gegebenen¬
falls zu betreibe» uud damit ein Gegengewichtgegen etwaige Ringbildnngen zu bilden. Wir
wissen alle, meine Herren, wenn wir in kleinen VerhältnissenLieferungenausschreiben, so sind die
Offerten durchaus nicht die günstigsten. Wir werden den kleinen Lieferanten niemalsoder wenigstens
nur in sehr seltenen Fällen zu Offerten bereit finden, die so günstig sind, wie sie gestellt werden
von großen Lieferanten, welche bei ihren großen Angeboten bis zu den äußersten Grenzen des
möglichen gehen können.

Wir würden nun aber im übrigen fragen müssen, meine Herren — und die Beantwortung
dieser Frage wird die Direktive ergeben für die evcntnellcnVerhandlungen mit den Kreisen —
wir werden uns fragen müssen: auf welcher Basis werden eventuell die Renten mit den Kreisen
festzustellen,wie werden sie für die einzelnen Straßen zu ermitteln sein? Es gibt ja doch drei
Möglichkeiten.

Ich will in erster Linie annehmen, es würde das hohe Hans sagen: wir wollen nur die
Selbstkosten gewähren, die bisher der Provinzialverwaltung für die Unterhaltung der einzelnen
Strecke erwachsen sind, und zwar die Selbstkosten ohne Rücksichtnahme auf die Kosten der Bau-
inspektion. Meine Herren, würden Sie das festsetzen— ich glaube, dann ist die ganze Sache
erledigt, denn dann wird wohl kein Kreis drauf eingehe», eine Provinzialstraße zu übernehmen.
Er macht eben nicht nur kein Geschäft dabei, sonderner müßte ja noch die Kosten der Straßen-
anfsicht ans eigener Tasche zulegen.

Würden Sie in zweiter Linie sagen: wir wollen die Selbstkosten gewähren plus den
Kosten unserer Bauinspektion,so würden wohl in einer gewissen Zahl sich Kreise bereit finden lassen,
Straßen zu übernehmen. Aber welches würde die Folge für die hiesige Stelle sein? Die Folge
würde eine Vermehrung des Titels „Kosten der Unterhaltung der Provinzialstraßcn" sein, denn
auf jede Aufsicht über diese abgegebenenStraßen, über die Verwendung der großen Summen, die
hierfür au die Kreise abgegebenwerden, würde das hohe Haus wohl nie verzichten können. (Sehr
richtig!) Sie würden also einerseitsdie Koste» für das ganze Material, für das ganze Personal,
wie sie uns jetzt als Selbstkostenentstehen, an die Kreise abgeben uud würden daneben hier zu
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zahlen haben: Kosten für ein Aufsichtspersoual,für unsere Auffichtsbeamten, die Beamten, welche
unsere Aufsicht über die abgegebenen Straßen zu führen haben. Rechnen Sie nur, daß wir dafür
eine gewisse Zahl, etwa zehn Bauiufpektoreunötig haben würden, so würde das eine Mehrausgabe
— falls alles abgegeben wäre — von 150—200 0U0 Mark ergeben. Hierüber hinaus wird ja wohl,
wie ich annehme, das hohe Haus, wcnistcns im Anfange, nicht Hinausgeheuwollen, und doch,
meine Herren, wird erwartet, daß dieses geschehe. Es ist kein Phantasma, meine Herreu, was ich
hiermit vortrage, uud ich berufe mich hierfür einfach auf die erste Seite der in Ihren Handen
befindlichenDruckfache. Es wird dort exemplifiziert auf die Verhandlungen mit dem Kreise
Meisenheim, uud Sie finden dort den Bericht, daß von seitcn der Pruuinzial-Bauucrwaltnng die
Kosten ermittelt worden sind auf deu Betrag von 340 Mark pro Kilometer. Eiue Einigung wurde
aber auf dieser Grundlage mit dem Kreise bisher nicht erzielt, und es steht auch wohl eine solche
Einigung in weiter Ferne, denn der Kreis berechnet, daß ihm 668 Mark gezahlt werden müßtcu
(Hört, hört!), das sind nngefähr 100«/« mehr, meine Herren.

Ich will gern zugeben, daß davon wohl uoch etwas abgestricheu werdeu würde, aber
vorläufig sind diese Forderungen doch erhoben.

Es könnte nun vielleicht gesagt werden: ja, den Städten, welchen Straßeu übergeben
worden sind, sind Renten gewährt worden, welche nicht nur deu wirklich zuletzt eutstandeneu
Selbstkostender Prouinzilll-Straßenueiwaltnng entsprechen,sondern Beträge, die noch ein bischen
nach oben abgerundet waren. Meine Herren! Das ist stellenweise richtig, nnd doch, meine Herren,
kaun dieses nicht hier angezogenwerden. Der Grnnd liegt darin, daß die Verträge wegen Über-

- tragung der Straßen auf die Städte und Landgemeindennicht rcvisibel abgefchlosscn wurden sind,
daß die Rente, welche einmal ermittelt ist, für alle Zukunft feststehen soll und somit liegt, da bei
allen, wenigstens bei den größeren Städten doch mit einer größeren Vcrinehrnng des Verkehrs,
also mit einer Zuuahme der Wegelast zu rechucnist, in der Rente zugleich eiue Nisitoprämie, die
bei den Berechnungen und den Verhandlungen mit den Kreisennicht in Betracht gezogen worden
ist. Wie ja der Berichterstatterschon selbst erwähnte, wird nun eine Übergabe an die Landkreise
und eiue bezw. Rcntenfestsetzuugimmer nur für eine bestimmtePeriode in Aussicht genommen.
Meine Herren! Wenn Sie hierzu übergehen,wenn Sie überhaupt dieses Priuzip der Übergabe der
Straßen für bestimmte Perioden zulasse«, dann — darf ich bemerken — erfordert es die Billigkeit,
daß sie dasselbe Prinzip den Städten gegenüber einführen. Dann müffeu Sie auch für die
Rentenfestsetzung bei den Städten die Rcuistbilität einführen. Also auch uach dieser Richtung würde
ein Beschluß im Sinne der weitgehenden Anträge der Kommission sehr schwerwiegendeFolgen haben.

Es ist von dem Herrn Berichterstatter ja selbst hervorgehoben worden, daß bei der
Übergabe an die Städte ganz wesentlich andere Momente mitsprachenuud maßgebendgewesen sind,
nämlich die Rücksichten auf die Kanalisation, die Wasserleitungen,die Gasleitungen, die Straßen¬
bahnen, Alignements-Festsetzungen, — Rücksichten, die bei der Frage, die uns hier beschäftigt, entfallen.

Für die Verhandlungen wegen der Übergabe der Prouinzialstraßcn würden ja die beiden
Kategorien der Straßen, aus welche» sich die Prouinzialstraßeu zusammensetzen,auseiuaudcr zu
halten sein. Wie der Herr Berichterstattererwähnte, werden für die eine Kategorie, die Staats¬
straßen, besondere Dotatiousrenten gewährt, welche — ich möchte das ausdrücklichhervorheben,
obgleich es ja auch schon erwähnt ist — sehr reichlich gegriffensind, so reichlich,daß dieselben es
der Provinzialverwaltung bisher ermöglicht haben, aus diesen Beträgen nicht nur die betreffenden
Stmßenstreckenzu unterhalten, sondern daß sich immer noch ein Überschußergab, welcher für die
zweite Kategorie,die Bezirksstraßen,mitverwendet wurde.
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Ich erwähne uud betone dies besonders,weil auf den Kreis Wctzlar exemplifiziertworden
ist. Die an diesen Kreis s. Z, abgegebenen Straßen waren sämtlichStaatsstraßen. Die in dem
Dotationsgesetzefür diese Straßen festgesetztenRenten sind ohne Abzug dem Kreise übergeben
worden. Er erlangte deshalb also außergewöhnlichreiche, sehr reiche Mittel, uud so war er sehr
wohl in der Lage, die Straßen stets in einem befriedigenden Znstande zu erhalten. Solch' hohe
Renten würden Sie aber schwerlich oder gar nicht geben tonnen, ohne über den jetzigen Aufwand
und den Abgabenbedarf von im ganzeu 3 MillionenMark für die Bczirksstraßen wesentlich hinauszugehen.

In der Vorlage ist nun auch kurz darauf hiugcwiesen, daß eine Übergabe der Bczirks¬
straßen in großem Umfange auch um deswillenihre Bedenkenhabe, weil sie in gewissem Maße
eine Beeinträchtigungdes Nudgctrechtcs des hohen Hauses bedeute. Der Herr Berichterstatterist
darüber leicht hinweggegangenund wollte das nicht gelten lassen. Ich bedcmre, sagen zu müssen,
daß seine Ausführungen mich nicht überzeugt habcu. Gewiß kann man sagen: volouti non 5t
ii^uria, Wem, das hohe Haus die Übergabe der Provinzialstraßcn an die Kreise beschließt,so
ist es ja der eigene Beschluß, der event, nachher das hohe Haus in eine unangenehmeSituation
bringen würde. Aber die Tatsache würde doch immer bleiben, daß, wenn unvorhergesehene Ereignisse
eintreten — und es treten ja oft im Leben derartige Ereignisse ein — das hohe Haus nicht die
Bewegungsfreiheithaben würde, die ihm jeweilig erwünscht sein könnte.

Ich darf hier wohl das Beispiel eines Altsitzcrs anziehen,der auch freiwillig sein Gut
übergeben haben würde, und der infolge widrigerUmstände sich höchst nngemütlichin seinem Altenteil
fühlen würde. Einem solchen Altsitzerkönnte man auch sageu: die Lage des Altsitzers bleibt aber
doch ungemütlich, volonti non Kt inM-ia.

Weiter will ich das Beispiel nicht ausführe«, es würde auch sonst nicht zutreffen, denn
wir haben ja hier ein so lebhaftes tatcnfrcudigcsLebcu gesehen, (Heiterkeit,)

Meine Herren! Sie werden mir nun gestatten, daß ich doch etwas weiter eingehe (Unruhe)
auf die Erfahruugeu, die man anderwärts mit der Übergabe der Provinzialstraßen gemacht hat,
und die sind nicht nur, wie der Herr Berichterstatter sehr wohlwollcudgesagt hat, nicht besonders
günstig — nein sie sind recht ungünstig, meine Herren, und ich darf wohl mit Erlaubnis des
Herrn Präsidenten den einen Satz aus den Verhandlungen der Landesdirektoren Konferenzvorlesen:
Der Herr LcmdcsratSarnow ergänzte danach die Mitteilungen des Herrn Landeshauptmanns von
Eisenhart-Rothe — also von Pommern — dahin, daß die mit den Kreisen abgeschlossenenVerträge
leider nicht einseitig aufgekündigtwerden könnte». Die Erfahrungen, welche in dieser Hinsicht
gemacht seien, seien traurig, und es sei zu bedauern, daß in den siebziger Jahren den Kreisen die
Chaussceuabgegeben worden seien. Ich beschränke mich auf diesen Satz. Ich könnte deren eine
ganze Zahl aus dem mir vorliegenden Protokoll über die gedachte Konferenzzur Verlesung bringen.

Es ist daher wohl nicht zu viel gesagt, wcun wir sagen: Vorsichtund große Vorsicht
ist bei dein Vorgehen in der vorliegendenFrage geboten (sehr wahr!), und es lag wohl kein
Anlaß vor und es hatte keine innere Berechtigung, daß die Kommission die Punkte 1 und 3 so
wesentlich veränderte.

Punkt 1 der Vorlage wurde, wie das ja gestreift worden ist, wesentlich unter Hinweis
ans den Kreis Meisenheimgeändert. Es wurde einerseitsgesagt: Das ist ein ganz kleiner Kreis,
ein ganz unbcdeuteuderKreis, man sieht ihn eigentlichkaum auf der Karte, aber wir müssen doch
den zweiten Teil der Vorlage des Provinzicilausschusscs zn Position 1 hier streichen, welcher lautet,
das hohe Haus wolle sich gegen eine Abgabe der Straßen in größerem Umfange aussprcchen.
Also trotzdem der Kreis Mcisenhcimso ganz klein, so ganz unbedeutendist, würde dieser Teil der
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Vorlage des Provinzialausschussesdie Übergabe der Straßeu au diesen Kreis unmöglichmachen.
Meine Herren! Ist das nicht ein gewisser innerer Widerspruch. Weun ein Kreis so ganz klein ist,
so ist er doch nicht zugleich sehr bedeutend, und ich glaube aber, auch wenn man von Wort-
spielcreicn absieht, so soll doch der betreffendePassus der Vorlage des Ausschusses uns das besagen,
es möge sich das Haus aussprechen gegen die Abgabe von Straßeu iu einem Umfange, daß dadurch
der jetzige Bestand der Stmßenvcrwaltuug wesentlich in seiner Wesenheit beeinträchtigtwerden
würde. Das ist der Sinn der Vorlage. Der ist durch den Beschluß der Kommissionwesentlich
alteriert worden, und daher habe ich namens des Ausschnssesum die Wiederherstellungdieses
Punktes 1 im Sinne des Ausschusses zu bitteu. (Zustimmung.)

Ich habe dann darauf zurückzukommen uud muß das uäher ausführen, daß der Ausschuß
in seiner ganzen Vorlage eine durchaus wohlwollendeHaltuug gegenüber dem Antrage und dem
Wunsche nach Schaffung von Kreisstraßen einnimmt, und ich kann hier belegen, daß derselbeeine
solche auch tatsächlicheingenommen hat. Es ist auch bei deu jetzigen Verhältnissen durchaus
möglichgewesen, Kreisstraßen zu schaffen,nnd es sind solche auch bereits in verschiedenen Kreisen
geschaffen worden. Bahnbrechendist in dieser Beziehuug der Kreis Euskirchen vorgegangen und
es ist noch letzthin der Kreis Nheinbachgefolgt. Ans dem Fonds für den Kreis- und Gemeinde¬
wegebau Hat der Provinzialausfchuß fogleich, als der Kreis Rheinbach mit feiner bezüglichen
Absicht hervortrat, mit einer reichen Beihülfe eingeglissen,er erachtet es eben für durchaus fachlich
und angemessen,die Schaffung von Kreisstraßen zu ermöglichen,gerade in der Weise, in welcher
die beiden Kreise vorgegangen sind, nämlich durch die Überführung der Gcmeindcwegcin die
Kreispflege. Wie schon von Seiten des Herrn Berichterstatters hervorgehobenwurde, liegt der
Gemeindewegebauim argen und da gilt es in diesem Punkt einzusetzen Unsere Provinzicilstraßen
befinden sich aber in einem guten Zustande, und eine Verbesserungwird durch die Übergabe an
die Kreise nicht zu erzielensein.

Die Änderung zu Punkt 2 betrachte ich als wesentlich redaktionelluud kann daher davon
absehen, hierauf einzugehen.

Punkt 3 dagegen gibt zu erheblichenBedenken Anlaß, indem dort die Ermächtigung
ausgesprochen werden soll, daß der Ausschuß sogleich Verträge wegeu Übergabe vou Provinzial-
straßen abschließe. Meine Herren! Eine Ermächtigung,die das hohe Haus hier in diesem Sinne
ausspricht, ist nicht eine Ermächtigungim Sinne des gewöhnlichen Lebens. Der Ausschußist Ihr
Organ; er hat auszuführen, was das hohe Haus beschließt,und wenn daher eine Ermächtigung
so formell cmsgesprocheu wird, so ist es Pflicht für den Ausschuß, in dem Sinne der Ermächtigung
vorzugehen,sofern nicht besondere Bedenken,die dann aber auch besonders darzulegen sind, bestehen.

Auf welcherGrundlage nun aber follen wir diefe Verträge nachließen? Das ist aus
dem Antrage nicht zu ersehen,und es würde dies jedenfalls festzulegen fein: Sollen die Verträge
nur abgeschlossenwerden dürfen, wenn die Krcife sich mit der Gewährung der Selbstkosten der
Provinzialverwciltung begnügen, oder soll der Ausschuß auch darüber hinaus höhere Renten
zusichern dürfen, eventuell bis zu welchem Betrage? Es handelt sich hierbei um so große und
wichtige Fragen, um so große Beträge, daß es für den Ausschußkaum möglich ist, die Verant¬
wortung zu übernehmenund ohue weitere Direktive bezügliche Verträge abzuschließen.

Ich glaube daher auch zu diesem Punkte bitten zu müssen, es wolle das hohe Haus den
Antrag des Provinzialausschusseswieder herstellen. Derselbe hält - und darauf darf ich zum
Schluß zurückkommen — wirklich in der besten Meinung die Mitte zwischen den Extremen. Es
soll darnach in ehrlicher, loyaler Weise der Versuch gemacht werden, ob eine Übergabe einzelner
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minderwertigerProvinzialstraßen — und deren sind ja unbestrittenvorhanden, ich gebe hier dem
Berichterstatterdurchaus recht — stattfinden kann. Durch einen derartigenVersuch, durch bezügliche
Verhandlungen wird sich mit Sicherheit ergeben, ob eine solche Übergabe überwiegendeVorteile
bietet. Das Material, welches aus diesen Verhandlungen sich ergibt, würde alsdann in der nächsten
Session, die ja nun im nächsten Jahre wieder hier erfolgen wird, dem hohen Hause zur definitiven
und endgültige» Entscheidung unterbreitet werden, (Beifall,)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteMolenaar.
AbgeordneterMolenaar: Meine sehr geehrtenHerren! Ich habe bei den Beratungen

der III. Fachkommission gegen die Abänderungsvorschlägegestimmt uud mich auf deu Standpunkt
der Anträge des Provinzialcmsschnsscsgestellt, die ich hiermit aufnehme, mit der Bitte, daß sie
auch hier zur Abstimmung gelangen. Es ist aus dem Unterschiedin den Anträgen zu ersehen,
daß es sich lediglich darum handelt, mit einem gewissen Druck vorzugehen, und wenn der Herr
Berichterstatter davon gesprochen hat, daß die Abäudernngscmträgeder III. Fachkommission dem
Provinzialausschußeine gewisse Aktionsfreiheit verschaffensollen, so glaube ich vielmehr,daß dieselben
den Provinzialnnsschuß zu einer gewissen Aktion drängen sollen. (Lebhafte Zustimmung.) Nach
der augenblicklichen Stimmung des Hauses und nach dem eingehendenVortrage des Referenten
will ich nicht näher mehr auf die Vorlage eingehen. Ich möchte nur auf einige wenige Punkte
zurückkommen und ausführen, daß der Herr Referent zwei Dinge hervorgehobenhat, auf die es
im wesentlichen ankommt.

Zunächst hat er gesagt, es handele sich um eine „auskömmliche"Rente. Ja, meine
Herren, Sie haben schon ans dem Vortrage des Herrn Referenten ersehen und aus dem Vorgange
aus der Gemeinde Mcisenheim— so heißt sie glaube ich (Zuruf Kreis!) — daß dieses Wort
„auskömmlich"eine außerordentlichverschiedene Auslegung erfahren kann. Wenn Sie nun ferner
berücksichtigen, daß alle 5 oder 10 Jahre ein Kampf um eine derartige Rente sich wied-rholen
soll, so wird es zu einem fortwährenden Streit zwischendem Provinzialausschuß und den
betreffendenGemeinden führen, wie hoch die Rente bemessen werden soll.

Daß die Übernahme der Prouinzialstraßm durch die Städte im Interesse der Provinz
liegen kann, das weiß jeder, der an der Straßenverwaltung der Städte mitarbeitet, denn fast in
allen Fällen reicht die Rente, die die Provinz seinerzeit den Städten bewilligt hat, nicht aus, um
die Straße« in ordnungsmäßigemZustande zn erhalten. Aber die Städte und die leistungs¬
fähigeren Kreise sind selbst in der Lage, das Nötige zuzusetzen, damit die Straßen nicht blos
ordnuugsmäßig, sondern gut erhalten werden. Anders aber wird es bei diesen ländlichenKreisen
stehen, und ich meine, in diesem Falle müssen wir wirklich sagen: oni va pia.no v«, »ano! Geben
Sie dem Ausschußdie geWünscheFacilität, daß er nach den von ihm gemachten Vorschlägender
Nr. 1 2 und 3 vorgehenkann, und warten Sie ab, wie die Dinge sich weiter entwickeln; aber
stellen Sie sich nicht auf den Boden der III. Fachkommission, die ein zu schnelles Tempo meiner
Ansicht nach herbeiführenwill. (Zustimmnng und Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher.
AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich habe selten

einen so gewandten nnd schönen Vortrag gehört, wie die süßen Worte des Herrn Berichterstatters
der III. Fachkommission. (Heiterkeit,) Es klang alles so wie Honigseim,und wenn ich nicht ein
ganz alter Sünder in dieser Beziehungwäre, so, glaube ich, hätte er mich beinahe auch eingeseift.
(Heiterkeit.) Materiell ist er aber von Herrn von Breuning bereits so gründlich widerlegt, daß
es kaum nötig sein würde noch sehr viel in dieser Hinsicht zu sagen. Ich möchte nur das eine
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bemerken meine Herren: es heißt in dieser Frage: prin^ipiis odztn.! (Sehr richtig!) Es handelt
sich bei diesem in solcher milden Form vorgebrachtenAntrag um viel weitergehende Dinge. Meine
Herren! Der Zweck und das Ziel, welches von einer ganz bestimmtenRichtimg verfolgt wird,
ist die Auflösungdes Provinzialstraßenverbandesund die Einführung von Kreisstraßen. (Sehr wahr!)

Meine Herren! Ich bitte um Entschuldigung, wenn ich etwas weitläufiger werde. Ich
glaube es riskieren zu dürfen, denn ich nehme Ihre Geduld ja wirklich sehr selten in Anspruch,ich
spreche meistens auch ganz kurz. Aber, meine Herren, hier handelt es sich um eine Sache, die
mir unendlich am Herzen liegt und an der ich schon dnrch viele und lange Jahre gearbeitet habe.

Meine Herren! Die Verhältnisse des Wegebaues in der Rheinprovinz waren vor 80,
90 Jahren sehr verschieden. Die Rheinprovinz besteht ans einer unglaublichenZahl von einzelnen
Territorien, und die Handhabung des Wcgcbanes war in den einzelnen Fürstentümern, Grafschaften,
Ländern, Herrschaften u. s. w. sehr verschiedenartig. Sehr gut war der Wegeban in dem allerdings
sehr kleinen Kurfürstentum Cöln, das ist ein schmaler, langer Streifen, den Rhein hinunter. Mau
hatte die große schöne Straße von Neuß über Eöln nach Bonn. Im Bergischenwar es in der
Ebene auch recht günstig. Im ganzen HerzogtumIülich waren sehr gute Straßen, in Trier waren
sie schon sehr viel weniger gut. Nuu kam die französische Zeit, da geschah ziemlich viel für die
Straßen. Namentlich wurde für den RegierungsbezirkCoblenz die ganze Straße Coblenz-Bingen
gebaut, während man früher am Rhein nur einen Saumpfad hatte und über den Hunsrückkrakeln
mußte, wenn man von einem Ort zum anderen wollte. ^Heiterkeit.)

Nun wurde die Provinz ein einheitliches Gebilde, sie wurde preußisch, und mau überlegte
nun, wie man das Strcißenwesen einheitlichergestalten und überall die Wege komplettierenund
bessere Wege herstellenkönnte.

Meine Herren! Der Gedanke, Kreisstraßen einzuführen, lag ja am nächsten, da ja in
den alten Provinzen solche seit langer Zeit existierten.

Aber, meine Herren, man verkenne doch nicht den Unterschied zwischen einem Kreise
innerhalb der alten Provinzen und einem Kreise innerhalb der Rheinprovinz! In den alten
Provinzen Preußens sind Kreise historische Gebilde, die eine lange, oft Jahrhunderte alte
Geschichtehaben, während in der Rheinprovinz die Kreise ein bunt zusammengewürfeltes Conglomerat
waren mit einer in sich oft sehr verschiedenen Prästationsfähigkeit, und so verfiel man endlich auf
das Gxpediensder Bezirksstraßen,also mau wollte fünf Verbände bilden nach den fünf Regierungs¬
bezirken. Da kam nun irgend ein Listikus noch auf den Einfall, auch das könnte man etwas
kleiner machen, und machte nun nur aus Trier und Aachen je einen Verband, während man die
drei anderen Regierungsbezirketeilte und ost- und westrheinische Fonds bildete.

Meine Herren! Die Verhältnisse entwickelnsich nun sowohl in bezug auf die Straßen
als in bezug auf die Kosten sehr verschiedenartig. Der linksrheinische Bezirk Düsseldorf und auch
zum grüßten Teil der rechtsrheinische haben eine ungeheure Stcuerkraft und hatten schon ziemlich
viele gute Straßen. Da war es also naturgemäß, daß mit 2, 2'/«, höchstens 3°/» der Umlagen
— so hoch kam man garnicht — die neuen Straßen gebaut und in gutem Zustand unterhalten
weiden konnten.

In Coblenz steigert sich die Sache schon auf ?'/2 bis 8°/». Im RegierungsbezirkTrier
wurden 10 °/o der Staatssteuern erhoben; am allerelendcstendaran war der rechtsrheinische Bezirk
Cöln, der aus den Kreisen Wipperfürth, GummersbachWaldbroel und Sieg bestand und der
fortwährend am krachen war. Es wurden ziemlich viele Straßen gebaut ohne Mittel, die Straßen
wurden schlecht gebaut, die Straßen wurden durch die dortigen Bergwerke und Hüttenwerke
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zerfahren; die Steuerkraft war gering, und so kam es, daß im Jahr 1871 dieser Verband geradezu
bankerott war. Es wurden damals schon 15"/» sämtlicher direktenStaatssteuern erhoben. Das
genügte nicht, und außerdem waren hunderttauscndeMark oder Thaler damals wohl noch an
Baren angebunden bei der KöniglichenStaatsregierung, die Ware Vorschüsse gemacht hatte. So
konnte die Sache nicht weiter gehen, und so kam man da denn auf die Idee, man wolle die
sämtlichenStraßen zusammenlegen. Meine Herren! Der erste Landtag nach dem Kriege im
Jahre 1871 bekam eine Vorlage der KöniglichenStcmtsregicrung auf Vereinigung der Bczirks-
straßcnfonds in einen Provinzialstraßcnfonds. Meine Herren! Nebenbei bemerke ich nur, daß ich
damals die Ehre hatte, Vorsitzender dieses Ausschusses,des Wegcausschnsses,zu sein und daß ich
meine Sache damals recht herzlich ungeschicktgemachthabe. (Heiterkeit.)

Die Vorlage fiel durch; die Düsseldorfer Herren wollten nicht, da sie nur 1—2 °/<, bezahlte«,
auf einen Durchschnitt von vielleicht 5-6 «/<> gehen. Es war ein ganz langes Regulativ, das
damit anfing:

„§ 1. Die in der Rhcinprouinzbestehenden Bezirksstraßenfonds werden zn einem Provinzial-
straßcnfonds vereinigt." Und dann kamen die Modalitäten, unter denen das geschehenkönnte. Ich
ließ mich auf den Leim locken, und über den § 1 abstimmen. Die Folge davon war, daß, sowie der
gefallen war, die ganze Vorlage im Graben lag. Denn die Modalitäten kamen garnicht mehr zur
Verhandlung. Es war also helle Verzweiflung, was nun geschehen sollte. So konnte es nicht
weiter gehen, alle Welt war eigensinnig,und da kam man^i denn auf die Idee, daß nur ein Coup
die Sache noch aus der verfahrenen Situation retten könne. Der damalige Berichterstatter des
Ausschusses — das war der einzelnen von Ihnen wohl noch erinnerlicheBürgermeisterWurzer
aus Hammcrstein — verfaßte den Bericht, der folgendermaßenlautete: „Der Landtag, beseelt
von dem Wunsche, dem rechtsrheinischen BezirksstraßenfondsCöln zu helfen, beschließt,er soll sich
selbst helfen." (Andauernde große Heiterkeit,)

Meine Herren! Es war das der letzte Tag in der Session nnd der Landtag sollte am
folgendenTag geschlossen weiden. Als der damalige Landtagsmarschall diesen Beschluß bekam,
stand er Kopf, er lief zum Ober-Präsideuten; der half ihm im Kopf-Stehen. (Große Heiterkeit.)
Aber der hatte nun die luminöseIdee, daß er erklärte: Es handelt sich um eine königliche
Proposition; das ist keine angemessene Antwort darauf, diese Antwort nehme ich nicht entgegen
und übermittele sie nicht an das Ministerium und ich werde den Landtag nicht schließen, ehe nicht
ein anderer Beschlußzustande gekommen ist. (Heiterkeit.)

In diesem Notstand trat der damalige Vorgänger unseres heutigen Herrn Vorsitzenden
hier, der OberbürgermeisterBachem, Vertreter der Stadt Cöln auf und erklärte: „Dann wollen
wir, der linksrheinische Teil des RegierungsbezirksCöln mit dem rechtsrheinischen uns verbinden
und auf diese Weise einen einigermaßenerträglichen Zustand herbeiführen. Er stellte diesen Antrag
eigentlich ziemlich im eigenen Namen, er war vielleicht eiu bischen Idealist. Die übrigen links¬
rheinischen Herren von Cöln waren damit garnicht einverstanden, alle anderen in der Provinz
waren aber einverstanden, weil sie dann um das Zahlen herumkamen. Und so wurde der Antrag
angenommenund für ein Jahr war die Situation gerettet.

Aber im nächsten Jahr wiederholtedie Regierung ihre Proposition und man kam denn
nun mit Hängen und Würgen und mit einer Masse Modalitäten endlich dahin, daß wirklichdie
Vereinigung beschlossenwurde, namentlichindem die Bezirke, welche Bestände angesammelthatten,
ihre Bestände behielten, diejenigen, die Schulden gemacht hatten, ihre Schulden selbst bezahlen
mußten und nur für die Zukunft einheitlich verwaltet werden sollten. Meine Herren! Bedenken
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Sie, daß das geschahim Jahre 1872, damals, als die Wogen und Fluten der patriotischen
Bewegungsehr hoch gingen.

Ebenso wie man in ganz Deutschland für ein einiges Deutschlandschwärmte, für ein
Reich und den Partiknlarismus nicht aufkommen lassen wollte, so hieß es auch in der Provinz
damals: Gleiche Brüder, gleiche Kappen; wir sind alle Kinder derselbenProvinz. Das kam nun
in Verbindung mit dem Dotationsgcsctzund einer ganzen Menge anderer Vorlagen. Es wurde
also eine einheitliche Provinz geschaffen in Bezug auf die Verwaltung für die Straßen. Die
bis dahin projektierten5 Bezirks-Irrenanstaltenwurden in Provinzialanstalten umgewandelt,das für
den RegierungsbezirkTrier bestehende Landarmcuhaus in Trier, wo eine Hebammenlchranstciltund
eine Irrenanstalt drin waren, das wurde alles nur als Landarmenhaus für die ganze Provinz
eingerichtet. In Cöln wurde die Hebammenlehranstalteingerichtet für die ganze Provinz, kurz
alle möglichenSachen wurden einheitlich nnd es war ein ungeheuererProvinzialpatriotismus, so
eine gewisse Sturmstimmung eingetreten,gerade wie im Reich.

Meine Herren! Im Reich ist ja bekanntlich eine rückläufige Bewegung nachher ein¬
getreten, indem der Partikularismus sich doch auch wieder breiter machteund eine gewisse Reichs¬
müdigkeitja in den achtziger Iahreu nicht zu verkennen war. Genan so ging es in der Provinz.

Ich möchte hier nun nur das eiue einschalten, daß in der Stimmung, als alles für die
Einheit war, mir nur ein disscntierender Herr vorkam, und das war der Landrat von Essen.
(Heiterkeit.) Der ließ keine Gelegenheit vorbeigehen,ohne in dem Provinziallandtage und in dem
Provinzilll-Wegebaullusschußimmer wieder hervorzuhebeu, daß eigentlich die Kreise die einzig
richtigen Verwalter ihrer Straßen wären, und er verfocht diefen Standpunkt mit der ihm eigenen
Entschiedenheit, Sachkenntnis und hohen Intelligenz. Meine Herren! Nach und nach war also
diese Provinzialmüdigkeit mehr eingetreten, und so kam, ich glaube im Jahre 1890 oder 1891,
plötzlich an den Provinzialcmsschußeine Vorlage, die dahin zielte, die Proviuzialstraßen sämtlich
an die Kreise abzutreten. Ja, meine Herren, dn enthüllte sich, wo man eigentlich hinauswollte.
Es sind ja gewisse Momente, die die Sache erklärlichmachen. Meine Herren! Im eisten Moment,
als man die Selbstverwaltung einführte, war die Besorgnis, ob man auch genug Elemente haben
würde, die ihre Zeit und ihre Kraft dem unbesoldeten Ehrendienste in der Provinz, in ihrem
Lande widmen wollten. Diese Besorgnis hat sich als gänzlich ungerechtfertigterwiesen. Es ist
an solchen Leutcu ganz entschieden eine Überproduktionvorhanden. (Große Heiterkeit,) Sie weiden
mir einräumen, daß in den einigen sechzig Kreistagen sich eiue ganze Menge Herren für qualifiziert,
befähigt, beinahe für berechtigt halten, mehr zu sagen zu haben, wie sie jetzt zu sagen haben
(Heiterkeit),und denen würde das natürlich sehr erleichtert, wenn sie das ganze Straßenwesen
unter sich und damit ein erhöhtes,erweitertes Feld ihrer Tätigkeit hätten. (Heiterkeit nnd Zustimmung.)

Meine Herren! Dann ist der Mangel auch einigermaßendadurch ausgeglicheu worden,
daß sich in den sechzig Kreisenziemlich ausnahmslos die Herren Landräte — ich will also keinen
besondersangreifen, ich nenne sie alle — ihre Kraft zur Vertretung ihres Kreises im Provinzial¬
landtage in nicht dankbar genug anzuerkennender Weise znr Verfügung stellten (Heiterkeit),wodurch
also nun von den Herren im Kreise manche nicht dazu kamen, im Provinziallandtage vertreten zu
sein. Sehen Sie einmal, meine Herren, daß es nicht fehlt an Herren, die mehr arbeiten möchten,
geht fchon daraus hervor, daß, wenn ich mich so umsehe, auch hier, glaube ich, mindestensfünfzig
Herren sind, die alle vollständig geneigt wären, Mitglied des Provinzialausschnsseszu werden.
(Große Heiterkeit.) Alles das beweist also, daß es nur angenehmsein kann, wenn das Feld der
Tätigkeit für die einzelnenerweitert wird.
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Meine Herren! Als nun dieser Antrag, den ich vorhin erwähnte, an den Provinzial-
ausschußkam, da, meine Herren, hatte ich selbst noch die Ehre, Vorsitzender des Ausschusses zu
sein, ich war 12 Jahre jünger wie heute, ich sprang noch mit einer gewissen Kraft und Elastizität
iu die Kette, ich war noch nicht ganz der gebrochene Greis, wie ich heute uor Ihnen stehe. (Leb¬
haftes Oho und Heiterkeit)

Aber, meine Herren, ich wurde auch kräftig unterstützt, und der ganze Vorschlag, den
damals die Staatsregicrung uns gemacht hatte, verschwandspurlos iu der Versenkung. Es war
dann einige Jahre Ruhe, dann wurde aber so schüchtern wieder nach nnd nach angebohrt uud der
Proviuzialnusschuß immer so poussiert, doch der Frage wieder naher zu treten. Meine Herren!
Wenn Sie die Drucksache Nr. 34 lesen, so werden Sie finden, daß die Kreise Adenau, Ahrweiler,
Coblenz, Lochen,, Krcuznach, Mähen, Meiscnheim, Nenwied, St. Goar und Zcll, daß heißt alle
im RegierungsbezirkCoblenz gelegenen Kreise mit Ausnahme von Altcnkirchcnund Simmern auf
die Veranlassung des Herrn Rcgierungs-Präsidenten von Coblenz in der Sache vorgingen. Nnn,
meine Herren, habe ich so eine dunkle Empfindung, als wenn der Herr Regierungs-Präsidcnt von
Coblenz dem früheren Landrat von Essen persönlich ziemlich nahe stände, (Gruße Heiterkeit)so
daß ich eigentlich auch hieraus zu erkennen glaube, daß dieser Anstoß, der von derselbenPerson
erfolgt ist, sich nun anch in der Richtungbewegt, dasselbe erreichen will, was früher erstrebt wurde.
Uud da, meine Herren, kann ich Sie nicht genug warnen, auf diese Brücke zu treten. Denn,
meine Herren, es unterliegt gar keinem Zweifel: Wenn Sie nicht Fnß beim Mal halten und fest
„nein" sagen, dann, meine Herren, können wir nimmer weiter gehen. Sehen Sie einmal, der
Bericht des Provinzialausschussesführt ja eigentlichganz deutlich aus, daß es unrichtig war, die
Vorlage zu machen, (Sehr richtig!) uud crwähut dann so ein paar Gründe, für, die aber auch
schon räumlich uicht den vierten Teil von denen dagegen einnehmen. (Heiterkeit.) Dann aber
kommt er zu dem Conclusum, daß er beantragt, man solle sich grundsätzlich sowohl gegen die
allgemeineAufteilung, als auch gegen eine Abgabe in größeremUmfange anssprcchcn. Das ist
auf einmal f—t (Heiterkeit) verschwunden,vollständig aufgegangenin dem zweiten Bericht, dem
Kommissionsbcricht. Es verlangt der Provinzialausschußberichtdoch auch nur, daß man den
Provinzinlausschuß beauftragen möge, Erhebungen über die Sache anzustellen, eine Prüfung der
Sache vorzunehmen,wie das eventuell mit zwei Kreisen gemacht werden könne uud dauu behufs
Anstellung eines Versuchsdie Sache vorzubereitenund dem Provinziallandtag zur Beschlußfassung
vorzulegen. Darüber geht die Kommissionschlank hinweg. Die Kommission sagt einfach: Der
Provinzialausfchnß soll beauftragt werden, das zu tun; er soll ermächtigtwerden, schon jetzt mit
einem oder zwei Kreisen Verträge wegen Übernahme der Provinzialstraßcn abzuschließen. Ja,
meine Herren, das hat doch nicht die entfernteste Ähnlichkeit, außer daß es ungefähr so klingt.
(Heiterkeit.) Aber es ist doch materiell absolut das Gegenteil von dem, was dort gewollt ist.
Und, meine Herren — ich möchte wirklich nicht zu weitläufig werdeu. Ich möchte also nur kurz noch
einmal das wiederholen,was ich vorhin gesagt habe, daß ich überzeugt bin, daß es bei dem von mir
so hoch verehrten früheren Herrn Landrat von Essen nur die lautersten, edelsten, richtigstenund
bravsten Motive sind. Es ist eben seine Überzeugung; aber mit der seiner ursprünglichenHeimat
eigenen westfälischenHartnäckigkeit, (Heiterkeit)— er ist nun einmal in den verkehrten Eisenbahnzug
eingestiegen — bleibt er darin sitzen. (Stürmische Heiterkeit.) Also, meine Herren, mein Antrag
geht dahin, den Antrag der III. Fachkommission a limino abzuweisen. (Bcimll.) Meine Herren!
Mein Antrag geht auch weiter, er geht auch dahin, den Antrag des Provinzialausschussesabzuweisen.
Denn der ist auch nicht nötig, wenn man nichts weiter erreichenwill, als Gemcindestraßenvon
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den Kreisen unterhalten zu lassen — das hat der Referent Herr von Breuning bereits vorhin
erwähnt. — Meine Herren! Dann geheu Sie hier zu meinem Nachbar, der hat das fertig gekriegt.
In Euskirchen siud beinahe alle Gemeindewegevom Kreis übernommen und sind in einem vor¬
züglichen Zustand ohne eine Belastung des Kreisesund, meine Herren, bleiben Sie dabei, behalten
wir unsere Provinzialstraßcn als Provinzialstraßen, seien wir froh, daß wir in der Rheinprovinz
hente über ein Parkett fahren und fallen wir nicht darauf hinein, nachher über 66 verschieden
gearbeiteteMosaiks zn fahren. (Lebhafter anhaltender Beifall.)

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Der Antrag des Herrn AbgeordnetenFreiherrn
von Solemacher lautet:

„Hoher Landtag wolle nicht nur den Antrag der III. Fachkommission,sondern auch
den des Provinzialansschnssesablehnen."

Meine Herreu! Ich komme nachher ans die Abstimmungsfurmüber die Antrage zurück.
Außerdem ist noch eingegangenein Antrag des Herrn AbgeordnetenMarx, der dahin geht:

„Prouinziallandtag wolle den Antrag der III. Fachkommission mit der Maßgabe an¬
nehmen, daß an Stelle des letzten Wortes „abzuschließen" die Worte treten „vorzubereiten
und dem Provinziallandtage zur Beschlußfassung vorzulegen."

Auch der Antrag wird mit zur Abstimmung kommen, nachdem wir die Verhandlung
beendigt haben.

Das Wort hat nun zunächst der Herr AbgeordneteZwcigert.
AbgeordneterZweigert: Meine sehr verehrten Herren! Ich verkenne keineswegs, daß

es schwer ist, nach dem geistvollen, an Erinnerungen so reichen Vortrage des Herrn Abgeordneten
von Solemacher mit einem gegenteiligenStandpunkte vor Sie zu treten nnd diesen mit demselben
Erfolge zn vertreten, wie er es getan hat. Meine Herren! Wenn ich es trotzdem unternehme,
so ermutigt mich darin das Beispiel, auf das er sich berufen hat, nämlich das meines hochverehrten
früheren Nachbarn, des Herrn Landrats von Essen, der nach meiner Meinung nicht fortwährend
in einem unrichtigenZuge sitzt, sondern mit echt westfälischer Hartnäckigkeit das einmal als richtig
Erkannte auch weiter verfolgt, wofür wir ihm nach meiner Auffassung nur sehr dankbar sein
können. (Bravo!)

Meine Herren! Er hat bewiesen, wenn er schon vor so vielen Jahren den gegenteiligen
Standpunkt vertrat, daß er dabei auf dem rechten Wege war, und der Herr von Solemacher hat
das überzeugend selber nachgewiesen,indem er die Erklärung abgegebenhat, daß eigentlich die
Übernahme der Provinzialstraßen nur so in einer gewissen Hurrahstimmung erfolgt wäre, sonst
hätte man das überhaupt nicht getan. (Heiterkeit.)

Nun, meine Herren! Der nüchtern und praktisch denkende Landrat des Kreises Essen war
damals nicht von der Hnirahstimmung ergriffen, sondern hat sich vollständig nüchtern gehalten
und ist auf dem richtigenPfade gewesen. Meine Herreu! Iu dem uorigcu Jahre hat der Herr
AbgeordneteLinz in klarer uud ausführlicher Weise die Notwendigkeitder Abtretung der Provinzial¬
straßen an die Kreise nachgewiesen,so daß wir eigentlich alle überzeugt wareu, und der Herr
Landeshauptmann hat damals erklärt: „Ich habe immer erstrebt, daß eine Lösung dieser Franc
dahin gefnnden würde, daß die Kreise im Süden, wo das Bedürfnis vorliegt, sich zu Wegeverbänden
ausbilden, und ich glaube, meine Herren, daß wir an diesem Ziele festhaltenmüssen."

Meine Herren! Nach dieser Erklärung hatte ich angenommen,daß wir nun eine Vorlage
bekommen würden, in der man versuchen würde, das Ziel auch wirklich zu erreichen. Wenn man
aber diese Vorlage ansieht, dann sagt man sich eigentlich, das heißt: „Wasch mir den Pelz, aber
mach mich ja nur nicht naß dabei."
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So ungefähr ist die Vorlage; immer das „möchte", das „konnte", das „dürfte", und
dann werden sechs Beweggründe dafür und sechs dagegen anfgcführt, Eigentlich, meine Herren,
will der Prouiuzialausschußuicht, und nnr weil er nicht ganz und gar nein sagen will, sagt er
so ein paar halbe Ja's,

Meine Herren! Nach meiner Überzeugung ist die Abgabe der Straßen an die Kreise
wünschenswertim Interesse der Prouinz, im Interesse der Straßen und im Interesse der Kreise.
Meine Herren! Sie ist wünschenswertim Interesse der Prouinz, weil ich behaupte, daß teiue
Verwaltung in der ganzen Monarchie so teuer verwaltet wie die Prouinz. Ich sage das uicht
uon der Rheiuprouiuz allein Nein, meine Herren, ich sage das ebenso gut, ja noch
in höherem Umfange, uon den übrigen Provinzen der preußischen Monarchie, Die
allertcnerste Verwaltung ist die Prouinzinluerwaltung, sie ist noch teuerer wie die Staatsverwaltung,
viel teuerer als die Kreisverwaltung uud sehr viel teuerer als die Gemeindeverwaltung, Und,
meine Herren, gerade bei derjenigen Verwaltung, nm die es sich hier handelt bei den Prouinzial-
strcißen, sehen wir das am allermeisten. Die Kosten für die Personalien unserer Straßenverwaliung
betragen allein mehr als ?U0 U0U Mark, Die Kosten für die materielleUnterhaltung der Straßen,
meine Herren, sind ebenfalls gestiegen, im vorigen Jahre um 63^ UOU Mark, uud der ganze Etat
ist heraufgegangenvon 5'/- Millionen auf 6^4 Millionen, also ungefähr 1^/4 Millionen Mark
in einem Jahr, Diese Feststellungen beruhen auf dem Etat 1M0/1U01, Meine Herren! Das
wird so weiter gehen, daranf können Sie Gift nehme». In diesem Jahre 1902/l9<»3 ist es
'/< Million, die mehr gefordertwerden, man hat sich eben eingeschränkt. Aber das ist sicher, die
Ausgaben für die Proviuzialstraßcn müssen uniner weiter steigen und die Prouinzinluerwaltung
muß immer in derselbenteuren Weise weiter verwalten.

Meine Herren! Dein entgegenzu treten haben wir alle Veranlassung, uud wir haben
daher alle die Pflicht, nach Mitteln und Wegen zu suchen, diese teure Straßenverwaliung zn
uerbilligen. Und da ist meines Trachtens ein sehr richtiger und guter Weg der, die Straßcu auf
die Kreise zu übertragen.

Meine Herreu! Ich sage aber weiter und behaupte, die Abgabe der Straßen an die
Kreise liegt auch im Iutercsse der Straßen, Meine Herren! Dafür, daß dies nicht der Fall sei,
werden ein paar Beispiele aus Westpreußcuangeführt, ein Landeshauptmann schreibt:die Straßen
würden nicht urdnungsmähig verwaltet. Das beweist gar nichts. Ich behaupte, es wäre eiu
Armutszeugnis, welches wir unsere» Landräten ausstellen, wenn wir annehmen wollten, daß sie
nicht einmal in der Lage wären, die Straßen in Ordnung zu halteu, uud es wäre wirklich
wunderbar, wenn eventuell die Herren Rcgicrnngs-Präsidcnteu nicht in der Lage wären, die Herren
Laudräte dazu anzuhalten, wenn sie nicht ihre Schuldigkeitthun. Allerdings, meine Herren, über¬
flüssig ist es, Straßen, auf dcuen man, wie der Herr Referent gesagt hat, zwei Tage fahren kann,
um vielleicht sieben Bauernwagen zu begegnen, in einem solchen Zustand zu uuterhalteu, wie sie
jetzt tatsächlich unterhalten werden. Das ist überflüssig,das heißt das Geld überflüssigausgeben.
Ich bin längere Zeit in Bertrich gewesen und habe da die Eifelstraßeubereist. Ja, meine Herreu,
da sind Wege, daß man sich fragt: was sind denn hier für herrliche Straßen! Und wenn man
darauf geht, kaun man tagelang gehen und begegnetkaum einem Fuhrwerk. Wozu brauchen diese
Straßen in einem so wunderbarenZustand zu sein? Das ist nicht nötig, das ist ein Luxus, dcu
wir mit unseren Straßeu treiben. Darum haben wir die kolossalen Straßenbaukosten zu tragen,
so werden die Kreise die Straßen allerdings nicht unterhalten, und darin werden sie recht tun.
Und, meine Herren, in der Rede des Herrn Landeshauptmanns vom vorigen Jahr steht:
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„Noch im verflossenen Sommer hat eine Kommissiondes Prouinzialansschussesmit
Seiner Excellenz dem Herrn Ober-Präsidenten und mir Straßen des Kreises Wetzlar
bereist, und haben wir uns davon überzeugt, daß die Prouinzialstraßcn unter der
Krcisvcrwaltung nicht gelitten haben."

Nun, was wollen Sie, meine Herren, denn mehr? Können denn die anderen Herren
Landräte unserer Provinz weniger, wie der Herr Landrat von Wetzlar? Das kann ich doch
wirklich nicht glauben.

Endlich aber, meine Herren, behaupte ich, liegt die Übernahme der Wege im Interesse
der Kreise. Meine Herren! Unsere Kreise haben gar keine kommunale Beschäftigung. (Zuruf:
Sehr richtig!)

Sie sind nichts weiter wie die Aufsichtsiustanzen über eine Gemeindeverwaltung. Und,
meine Herren, das ist im hohen Maße bedcmerlich. Es kann den Landräten auf die Dauer nicht
zur Befriedigung gereichen, in kommunaler Beziehung nichts weiter zu tun, als aufzupassen,ob die
unterstellten Gemeinden keine Dummheiten machen und, meine Herren, da kann es vorkommen,
daß sie manchmal selber darauf verfallen, (Heiterkeit) daß sie, weil sie nichts zu verwalten haben,
sich um Dinge kümmern,die sie nichts angehen, (Heiterkeit)daß sie sich nun in die Sclbstuerwaltungs-
befugnisseder Gemeinden hineinmischen. Darum, meine Herren, geben Sie den Landräten nnd
geben Sie den Kreisen eine wirklich kommunale Beschäftigungdadurch, meine Herren, daß sie Ihnen
vor allen Dingen das Wegenetz geben.

Nun, meine Herren, komme ich zu den Gegengrüuden. Es wird gesagt: man weiß nicht,
wie man die Rente berechnen soll, die Schwierigkeiten der Kostenberechnung waren so unendlich groß;
ferner sagt man: dnrch die Übergabe der Straßen an die Kreise beschränke man das Ausgabe-
bewilligungsrcchtdes Landtags.

Meine sehr verehrten Herren! Es ist mir sehr lieb und ich bin erfreut, daß der Provinzial-
ansschuß so bedacht ist auf die Wahrung unserer Selbständigkeit und daß er unser Ausgabe-
bewilligungsrechterhalte« will, aber, meine Herren, hier wird wirklich das Ausgabebcwilligungsrccht
nnr dazu benutzt, in jedem Jahre die Lasten zu erhöhen. Das ist das Ausgabcbcwilligungsrecht
und damit, meine Herren, müssen wir immer mehr Steuern bezahlen.

Meine Herren! Sodann wird gesagt, man weiß nicht, wie mau die Rente berechnen solle.
Ja, meine Herren, wenn die Herren Landrätc uur dann die Straßen übernehmenwollen, wenn
die Rente periodischrevidiert wird und immer wieder alle fünf Jahre periodisch revidiert wird,
dann wird sich die Sache allerdings nicht so leicht machenlassen (Hört, hört!), denn ich gebe zu,
daß in diesem Falle die Provinz nicht oaranf verzichtenkann, die Aufsicht über die Straßen zu
führen und so einen Teil des Aufsichtspersonalsbeizubehalten. Aber ich bitte die Herren, einmal
zu erwägen, ob es wirklich nötig ist, daß Sie diese periodischeRevision der Rente zur Bedingung machen.

Meine Herren! Wenn die Reute zur Zeit reichlich bemessen wird und wenn wir —
wozu wir gern die Hand bieten wollen, ich für meine Person mit großer Freude — jetzt ein paar
Prozent, meinetwegenebenso viel wie seiner Zeit der Staat, zulegen, dann können Sie zufrieden
sein und wir auch. Wir erhöhen zwar die Ausgaben sofort, wir müssenmehr Steuern bezahlen,
aber dazu werden wir sowieso kommen;wir machen das höchstens ein Jahr früher, — Und wenn
dann die Kreise gute Straßen übernehmen nnd eine gute ausreichende Rente bekommen,dann
werden sie in den ersten Jahren erheblich sparen und sie werden in der Lage sein, sich selber
Wegebaufonds aus den Ersparnissen der ersten Jahre anzulegen. Meine Herren! Dann werden
Sie auch in die Lage kommen, Ihre eigenenKreisbaubeamtenanzustellen. Das darf nicht der
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erste beste Chcmssceaufseher sein, sundern ein ordentlicherBaumeister und, meine Herren, so ein
Baubeamter kann im Kreise viel nützen; er kann sämtliche Gemeinden bei der Unterhaltung uon
Schulgebäuden unterstützen, bei Neubanten uon Schulen uud bei allen sonstigen baulichen Angelegen¬
heiten. So wird durch die Übernahme der Straßen und die dadurch notwendig werdende Anstellung
von Krcisbaubeamtenetwas Segensreichesgeschaffen für die Kreise und damit auch etwas Segens¬
reiches für die Prouiuz.

Mciue Herren! Ich hatte deshalb die Absicht, den Herrn Präsidenten zu ersuchen, über
die drei Beschlüsse der III. Fachkommission getrennt abstimmen zu lassen, damit ich in die Lage
komme, weuigsteusfür meine Person gegen die Nummer 1 dieser Resolutionen zu stimmen,worin
dem Landtage zugemutetwird, sich gegen eine allgemeineAufteilung der Straßen prinzipiell cms-
zusprcchen. Meine Herren! Solche prinzipielleAussprecherciist im Verwaltungslcbenüberhaupt
nichts wert. Was heute richtig ist, kaun uach 2 bis 3 Jahren falfch sein, das richtet sich jedesmal
Ullch den tatsächlichen Verhältnissen. Wenn es seinerzeit richtig gewesen ist, die miserablenStraßen
dadurch zu vcrbesscru, daß man sie alle auf die Provinz übernommenhat, so braucht es deshalb
heute uuch durchaus nicht unrichtig zu sein, sie nunmehrauf unfcrc gut verwalteten,wohl organisierten,
leistungsfähigenKreise zu übernehmen. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann,
Landeshauptmauu Dr. Klein: Meine Herren! Ich darf die Ausführuugcndes Herrn

OberbürgermeistersZweigcrt nicht unwidersprochen lassen. Derselbe hat es zunächst nicht an Vor¬
würfen gegen den Pruuinzialausschuß fehlen lassen, indem er sagte, die Vorlage wäre ganz unklar
es hieße darin nur bald „man könnte" bald „aber". Ich glaube, meine Herren, wenn Sie dem Vur-
trage des Herrn von Breuuing gefolgt sind uud wenn Sie die Vurlage, die gedruckt sich in Ihren
Händen befindet, eingehend studiert haben, weiden Sie nicht zu der Meiuung tummcn, welcher
Herr OberbürgermeisterZiueigert Ausdruck gegeben hat. Die Stellung des Prouinzialausschusscs
zu der Sache ist ganz klar. Er sagt, schwer wiegendeGründe sprechen allerdings dagegen, daß
wir an dem bestehenden Straßennetz rütteln, daß wir dasselbe ganz aufteile» uder wesentlich ver¬
kleinern, allein audereifeits darf nicht verkannt werden, daß die Interessen des im Süden der
Provinz so sehr darnieder liegenden Gemeinde-Wegebaueskeine andere Lösung zulassen, als daß
dort die Kreise Träger des Wegebaues werden uud daß die Kreise dort in ihren Bestrebungen
durch die Provinz dadurch unterstützt werden, daß letztere nicht bloß direkt Wegebaubeihülfeaus
dem Komnmnalwegebllufonds gibt, sondern daß sie auch durch Abtretungminder wichtiger Prouiuzial-
straßen, die nicht notwendig zu unserem Prouinzial-Stmßeunetz gehören, indirekt das Zustande¬
kommen eines derartigen Kreiswegeuctzes fördert. Dieses will der Prouiuzialausschnß. Allein, er
vertenut hierbei nicht die Konsequeuzeu,die sich darau kuüpfen, und er möchte deshalb diesen
Schritt nicht plötzlichund unvermittelt tuen, sondern wie Herr Molenacir schon ausgeführt hat,
nach reiflicher Erwägung und an der Hand der Erfahrungen, die wir auf dem Gebiete noch
sammeln werden. Erst dann, meine Herren, wenn ein solches Abkommen mit einem Kreise zustande
gekommen ist, welches nicht endgültig abgeschlossen,sundern nur vorbereitet ist, können Sie beurteilen,
wie die Verhältnisseliegen und was die Kreise bei der Übernahme von Provinzialstraßen für den
Gemeiudewegebauleisten wollen. Sie können alsdann die Berechnungmachen, was die Übergabe
der Straßen kosten wird und ob Sie besser tun, entweder die direkte Unterstützungan die Kreise
bezw. Gemeindenzu erhöhen, anstatt eine indirekte Unterstützungdadurch eintreten zu lassen, daß
Sie einen Teil der Straßen abtreten. So wie die Sache heute liegt, kann dieselbe nicht weiter
gehen. Wir huben das im vorigen Landtag erlebt und ebenso im Landtage vorher, daß die dritte
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Fachkommissionfurtdauernd Anträge auf Erhöhung des Kommuualwegcvaufoudsstellt. Je mehr
wir aber den Fonds erhöhen, um so mehr steigen die Anträge. Als der Funds nuch klein war,
bewegtendie Anträge sich zwischen 8- bis 400 000 Mark, Als der Fonds erhöht wurde, stiegen
die Anträge ans 6u0 000 Mark, und nachdem der Fonds im vorigenLandtag abermals erhöht
worden war, belaufen sich jetzt die Uuterstützungsauträgeauf ca. eiue Million Mark. Sie sehen
also, daß je mehr wir den Fonds erhöhen, desto mehr die Anträge steigen und daß wir der deu
Neig hcrabrollenoenKugel hierbei nachrennen,

Herr von Hoeuel wird Ihnen mcht verschweigen, daß, wenn Sie den unhaltbaren Zuständen
auf dem Gebiete des Kommuualwegebaucsim Silben der Prooinz durch die bisherigen Unter¬
stützungen an die Gemeinden ein Ende machenwollen, es sich dann um Hunderttausendevon Mark
handeln wird, um welche der Gemeindewegebaufondserhöht weiden müßte. Diesem fortgesetzten
Drängen auf Erhöhung des Gemeindewegebaues,welches in jedem Landtag heiuurtreteuwird, möchte
ich in Übereinstimmungmit dem Pruuinzialausjchuß dadurch ein Ende bereitet sehen, daß in den¬
jenigen Gegenden der Provinz, wo solche Zustände vorherrschen,au Stelle der Gemeinden der
Kreis Träger der Unteihallungslast der wichtigeren Gemeindewegcwird und daß die Provinz diese
allem wirksame Abhülfe dadurch unterstützt,daß sie zum Zwecke der Förderung einer Kreiswegebau-
verwaltuug eine Anzahl minder wertiger Prouinzlalstcaßcu an die Kreise abtritt. Ich glaube,
daß diese Stellung klar ist, und daß ihr gegenüberder Vorwurf uich: am Platze ist, daß der
Pruviuzialllusschußnicht recht gewußt habe, was er »volle.

Wenn sodann Herr OberbürgermeisterZweigert weiter behauptet hat, die Proviuzial-
verwaltung verwalte schlecht, so möchte ich ihn fragen, welchenBeweis er für diese schwerwiegende
Behauptung hat. Ich bin umgekehrtder Meinung, daß die Prouiuzialuerwaltmigen gut verwalten
und ich werde an dieser Meinung solange festhalten, bis mir das Gegenteil bewiesen wird. Herr
Zweigert hat zwar deu Beweis versucht, indem er ausführte, die Kosten der allgemeinen Verwaltung
betrügen allein 755 000 Mark. Er hat aber übersehen, daß in dem Etatstitcl der Ausgaben der
Straßeuucrwaltung, welcher mit 755 000 Mark abschließt,verschiedene Positionen stecken, nämlich
erstens die Kosten der allgemeinenVerwaltung mit 130 000 Mark, dann der Zuschuß zur Zahlung
von Pensionen, Witwen- und Waisengeldcrnmit 70 000 Mark, hierzu kommt der Zuschuß au den
VoranschlagH über den Neubau uou Provinzialstraheu mit 90 000 Mark, desgleichen der Zuschußau
deu Voranschlag U über die Verwendung des Eiseilbahnfondsmit 115 000 Mark uud endlich der Zuschuß
an deu Voranschlag 0 über die Unterstützung des Gemeinde-und Krciswegebauesmit 350 000 Mark,
was alles zusammen also 755 000 Mark ausmacht, allem es sind der Mehrzahl nach sachliche
Kosten,welche mit den persönlichen Kosten nichts zu tun haben. Die letzteren betragen in dem
in Nede stehendenTitel nur 130 000 i- 70 000, zusammeu200 000 Mark. Ja, meine Herren,
wenn man die Beweisführung sich so erleichtert, daß mau einen ganzen Titel nimmt uud sagt,
hier stud 755 000 Mark für Kosten,während in Wirklichkeit nur 200 000 Mark an persönlichen
Ausgaben drin stecken, dann glaube ich, ist es nicht schwer, einer Verwaltung nachzuweisen, daß sie
am teuersten wirtschaftet. Es kommt doch darauf au: was geben wir pro Kilometer Straße aus,
und da behaupte ich nicht blos, sondern kann es Ihnen auch beweisen, daß wir weniger ausgeben,
wie die Königliche Staatsregierung ausgegebenhat zur Zeit, als sie die Straßen verwaltet hat,
bis zum Jahre 1877. Wir kommen heute uoch mit der Staatsrente für die ehemaligenStaats¬
straßen sehr reichlich aus und die Gesamtausgaben sür die Straßen beziehungsweisedie Zuschüsse
sür die Straßenuerwllltung sind heute, wenn Sie die fortgefallenenEinnahmen aus Barriereugeldern
hinzurechnen, nicht wesentlichhöher, wie dieselben zur Zeit der staatlichenVerwaltung gewesen
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sind. Es ist auch nicht richtig, daß ein fortwährendes Steigen der Abgaben für die Straßen-
Verwaltungzu verzeichnen ist. Wir sind im Gegenteil, nachdem wir zu Anfang der 1880er Jahre
die nicht im besten Zustande auf die Provinz übergegangenen Staats- und Bezirksstraßenvor und
nach wesentlich verbessert und fast durchgängigmit neuen Decken versehen hatten, fortwährend mit
den Ausgabe» zurückgegangen bis wir allmählich durch das Steigen des Verkehres, der Arbeits¬
löhne und der Materialienpreise wieder heraufgehen mußten. Insbesondere hatten die Straßen
während des wirtschaftlichen Aufschwunges der letzten Jahre in den Industriegebietensehr gelitten
und sind deshalb im letzten Landtage die Anforderungen wesentlicherhöht worden. Die Gründe
hierfür habe ich in meiner Etatsredc im Jahre 1901 ausführlich dem Landtage vorgetragen und
will ich hier nur auf das damals Gesagte verweisen. Wir mußten zahlreiche Straßen infolge des
gewachsenen und veränderten Verkehres, weil sie tatsächlichnicht stark genug waren, mit einer
neuen Befestigung, Pflaster oder KIcinpflasterbezw. mit 10 bis 11 zölligen Decken, versehen, was
viel Geld erforderte. Wir haben allein im Kreise Essen auf einer Straße, die uns von der
Gemeinde übergebenworden ist, für über '/s Million für neues Pflaster ausgeben müssen, aber,
meine Herren, das sind vorübergehendeAusgaben, welche nicht alljährlich wiederkehren. Nachdem
die Straßen einmal in einen dem jetzigen Verkehre entsprechendenguten Zustand versetztsind,
werden diese Ausgaben nicht weiter steigen noch in dem Maße wiederkommen,wie dies in den
letzten Jahren der Fall war. Ich glaube, meine Herren, daß das einzige richtige Kriterium für
unsere Verwaltung dasjenige ist, was wir pro Kilometer Straße an persönlichenund sachlichen
Kosten verausgaben. Diese Ausgaben betragen zur Zeit ca. 650 Mark pro Kilometer und steht
diese Summe im Einklängezu den betreffendenAusgaben der übrigen Provinzen.

Wenn man glaubt, daß die Provinz bei der Übergabe der Straßen an die Kreise billiger
fortkommen werde, so möchte ich demgegenüber darauf hinweisen, daß der Kreis Mcisenheimallein
ca. 800 Mark für die wenig befahrenenStraßen des dortigen Kreises, welche uns nicht einmal
die Hälfte dieser Summe kosten, als Rente für angemessen hielt.

Wenn in der Diskusion auf den Kreis Wetzlar Bezug genommenworden ist, so kann ich
nicht unerwähnt lassen, daß die Verhältnisse im Kreise Wetzlar doch etwas anders liegen, wie in
den übrigen Kreisen unserer Provinz. Der Kreis Wetzlar hat dem Bezirksstraßenfondsniemals
angehört, derselbe hat vielmehr seine Kreisstraßen, welche den Vezirksstraßenanalog sind, selbst
unterhalten. Als die Staatsstraßen im Jahre 187? auf die Provinz übertragen wurden, wollte
der Kreis Wetzlar auch seine Kreisstraßen an die Provinz abtreten uud an der Gesamtumlage
mit teilnehmen, Es ist damals von hier aus abgelehnt worden, und zwar zunächst aus dem
Grunde, weil damals Verhandlungen wegen Überganges des Kreises Wetzlar in den Kommunal-
verband Wiesbaden schwebten. Später ist eine Einigung auf der Basis zustande gekommen, daß
dem Kreise Wetzlar die Staatsstraßen zu den Bezirksstraßcn oder Kreisstraßen, die er bereits
damals unterhielt, abgetreten wurden. Eine Einigung über die Rente war hier von selbst gegeben.
Man gab dem Kreise Wetzlar die Rente, welche der Staat für die betreffendenStraßen der
Provinz überwiesenhatte. Diese Staatsrentc war reichlich bemessen uud zwar aus dem Grunde,
weil das Abgeordnetenhaus zu den von der Staatsregicrung ermittelten Kosten der Straßen
25°/» Zuschlag für die spätere Steigcruug verlaugt hatte. Hiernach betrugen die damals über-
wicsenen Renten 25 > mehr, wie die damaligen Unterhaltungskosten. Indem der Kreis Wetzlar
die unverkürzteStcmtsrcnte erhielt, hatte derselbe zu Anfang eine reichbemessene Rente, die sich
aber später durch das Steigen der Arbeitslöhne u. s. w. ausgeglichen hat. Bei der Übernahme
der Beziiksstraßen, deren Unterhaltungskostennicht aus Staatsrenten, sondern aus Provinzial-
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Umlagen bestritten werden mußten, ist ein solcher Zuschlag von 25 °/<> nicht gemacht worden,
sondern es sind nur die damaligen Ausgaben der Umlage zu Grunde gelegt wurden. Es
sind damals von Zuschlägenzu der Einzelbesteuerungerhoben worden im ganzen 2 200 000 Mark,
Hierzu traten die Einnahmen aus den Barrieren ca. 600 000 Mark, so daß damals für die
Bezirlsstraßen im ganzen 2 800 000 Mark verausgabt wurden. Die Prouinzialvcrwaltung hat
hierfür im Jahre 1877 rund 3 000 000 Mark erhoben,während jetzt 3 200 000 Mark vorgesehen
sind. Die Steigerung erreicht also noch nicht die 25°/°, welche bei den Staatsstraßen von
Anfang an zugeschlagen worden sind.

Ich glaube, meine Herren, daß hiernach die Vorwürfe, welche der Herr Oberbürgermeister
Zweigert gegen den Provinzialausschuß, sowie gegen das Wirtschaftender Provinzialverwaltungen
im allgemeinenerhobenhat, wohl nicht als begründet angesehen werden können. (LebhafterBeifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteMarx.
Abgeordneter Marx: Meine hochgeehrten Herren! Ich darf annehmen,daß die Angelegenheit

für und wider hinreichend erörtert ist. Ich habe deshalb lediglich meinen kleinen Ab und erungs antrug
zu begründen.

Grundsätzlich bekenne ich mich zu denjenigen,welche für eine Übergabeder Wegeunterhaltung
auf die Kreise sind. (Bravo!) Bestimmendist für mich vor allem die Auffassung,daß wir heute
nicht mehr sogenannte Provinzialstraßen im eigentlichen Sinne des Wortes haben; denn es findet
kein durchgehender Verkehr auf denselben mehr statt wie es früher der Fall war; der letztere ist
durch die Eisenbahnenersetzt. Haben die Straßen und die Provinzialstraßen aber wesentlich eine
örtliche, lokale Bedeutung, die nicht über den Nahmen der Kreise hinausgeht, dann sind die Kreise
auch die richtigen Träger dieser Verwaltung. Ich kann mir ja denken, daß es schmerzlich für eine
Verwaltung ist, die ein Kind so lange gepflegt hat, es nun abzugeben. Aber Sie mögen bedenken,
daß es in die Hände eines Erben kommt, der dieses Kind auch hcgeu und Pflegen wird, da es
sein Kind wird und er an dessen Wohlbefinden das direkteste Interesse hat.

Meine Herren! Die Bedenken, welche nun laut gewordensind, gipfeln im wesentlichen
in den Dingen, die ihre Festlegung finden müssen, in den abzuschließenden Verträgen und deshalb
bin ich allerdings der Meinung, daß der Piovinziallcmdtag nicht verzichten kann auf die Mitwirkung
bei der Abschließung der Verträge. Sie haben gehört, daß die Periode, für welche die Verträge
abzuschließen sind, die Fixierung der Rente, die Konflikte,die daraus entstehen können u. s. w. die
wesentlichenBedenken sind, die hier vorgebracht worden sind. Alle diese Dinge müssen ihren
Ausdruckfinden in den abzuschließenden Verträgen. Nun, meine Herren, kann ich aber auch nicht
verschweigen,daß der Provinzialausschuß, der sich im Prinzip gegen die Übernahme durch die
Kreise ausgesprochenhat, nicht gerade ein sehr wohlwollenderKontrahent gegenüber den Kreisen
sein wird. Ich meine deshalb, wir könnten ihm nur ein Vorbereitungsrechteinräumen und auch
diejenigenHerren, welche für die Übertragung auf die Kreise sind, müßten sich zu meinem Antrage
dahin bekennen, daß eine Nachprüfung der abzuschließendenVerträge diesem hohen Hause
vorbehalten bleibt.

Ich wiederholemeinen Antrag, (Bravo!)
Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr von Hoevel.
Abgeordneter Freiherr August von Hoevel: Meine Herren! Wenn Sie die Aus¬

führungen verschiedener Nedner verfolgen, so werden Sie den Eindruckbekommen müssen, daß ich
der Vater der ganzen Vorlage bin. Der Herr Abgeordnete von Solcmacher hat behauptet, ich
hätte bereits — ich weiß nicht wann, ich glaube, wie ich noch in den Windeln lag (Heiterkeit)—
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den Antrag gestellt, daß die Provinzialstraßen seitens der Kreise zu übernehmen wären. Meine
Herren! Das ist, soweit es sich um das Jahr 1875 handelt, ein sehr großer Irrtum. Ich bin
im Jahre 1875 nicht Mitglied des Provinziallandtags gewesen, sondern bin es erst viel spater
geworden; auch habe ich im Jahre 1875 meines Wissens einen derartigenAntrag nicht bei anderer
Gelegenheitgestellt. Wohl bin ich, wie ich 1870 Landrat gewordenwar, einmal kurze Zeit der
Ansicht gewesen,daß es für die Verhältnissedes Kreises Essen sich empfehlen würde, Kreisstraßen
zu bauen, Aber dieser Standpunkt hat von mir sehr bald verlassenwerden müssen, weil sich die
Verhältnissein dem rasch lebenden Kreise Essen sehr bald änderten, und wenn ich auch ein Westfale
bin, der gewohnt ist, an seiner Überzeugungfestzuhalten, so habe ich doch niemals bewiesen, baß
ich eigensinnig auch dann an meinen Ansichten festhalte, wenn ich zur besseren Überzeugung
gekommen bin. Ich habe allerdings damals sehr bald die Ansicht gewinnen müssen, daß die Ver¬
hältnisse in dem Essener Industriebczirkso sind, daß man dazu übergehenmüsse, bessere Wege zu
schaffen,und habe ich deswegen dahin gewirkt, daß zahlreiche Provinzialstraßen gebaut wurden
und ebenso der Gemeindewegebauverbessert wurde. Aber niemals bin ich in der Lage gewesen,
zu beantragen, daß seitens des LandkreisesEssen die Provinzialstraßen von der Provinz zu
übernehmen seien. Die Verhältnisse liegen eben anders im nördlichenTeil der Provinz als im
südlichen, und der Herr Landeshauptmann hat vollständigrecht gehabt, wenn er vor zwei Jahren
ausgeführt hat, die Verhältnisse im Norden seien anders wie im Süden. Die Verhältnisse im
Norden bedingen, daß die Wege in der Hand der Gemeinde bleiben, dagegen bedingendiejenigen
im Süden, daß die Wege zum Teil uou den Kreisen übernommenwerden, und zwar lediglich aus
dem damals von uns acceptiertenGrunde, weil man im Süden nicht in der Lage ist, die Straßen
auf Kosten der Gemeinden auszubauen.

Es ist dann weiter darauf hingewiesenworden, daß die Kreise des Bezirks Coblenz in
hellen Haufen den Antrag gestellt hätten, die Provinzialstraßen zu übernehmen. Meine Herren!
Das ist unrichtig. Es ist lediglich seitens der betreffenden Landräte angefragt worden, wie der
Provinzialausschußsich dazu stellen würde, wenn die Kreise derartige Anträge stellten. Es hängt
damit zusammen,daß die Landräte, um ihren Kreistage»eine desfallstge Vorlage machen zu können,
wissen mußten: wie stellt sich der Provinzialausschußzu dieser Frage. Wenn man einkromsiuoiin,
für den Kreistag macht, muß dieses kroiuemoriu. nach allen Seiten hin erschöpfend sein.

Es ist weiter zutreffend, daß der Kreis Meisenhcim, als ihm mitgeteilt worden war, er solle
bei Übernahme seiner Provinzialstraßen pro Kilometer 350 Mark bekommen, die Gegenforderung
von 660 Mark pro Kilometer gestellt hat. Das war aber auch nicht die Kreisvertretung selber, sondern
nur wiederum der Kreisausschuß,der ja das ^rmneiuoi-in, für den Kreistag vorzubereiten hatte.
Eine Vorlage ist aber dem Kreistage bis heute noch nicht gemacht worden und konnte auch uicht
gemacht weiden, weil der Provinzialausschußautwortetc, wir haben noch garnicht das Recht, die
Straßen dem Kreise zu überweisen,der Landtag muß erst prinzipiell zur Sache Stellung nehmen.
Darauf hat dann der Landtag auf die Vorlage geschrieben: „Wiedervorzulegen,nachdem der
Beschluß des Landtags gefaßt worden ist." Also es ist unrichtig, wenn gesagt wird, daß der
Landrat daran festgehalten hätte, 660 Mark pro Kilometer zu fordern. Er konnte dies auch garnicht,
weil er gar keinen Technikerhatte, der ihm eine Kostenberechnung machen konnte. Hätte er die
Sache weiter verfolgt, so würde er etwas getan haben, was nicht gerade Praktisch gewesen wäre.
Überhaupt ist zur Zeit garnicht daran zu denken, daß viele Kreise die Übernahme der Straßen
beantragen werden, sondern es ist lediglich die Absicht gewesen, festzustellen,wie stellt sich der
Provinzialausschußund der Landtag zu der Sache. Auch wollen wir, meine Herren, bei der ganzen
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Sachlage nicht vergessen,daß wir mehrere Beschlüsse des Landtages haben, die sich auf die Basis
der Vorschlägedes Herrn Landeshauptmannsgestellt haben. Der Herr Landeshauptmann hat nun
verschiedentlich ausgeführt, daß es durchaus nicht anders geht, als daß die Kreise dazu übergehen,
Kreiswegezu bauen, und dabei wird es auch ab und zu dazu kommen, daß ein Teil der Provinzial-
straßen seitens der Kreise übernommenwerden wird.

Meine Herren! Wenn wir auch heute beschließensollten, die Prouinzialstraßcn können
sämtlich seitens der Kreise übernommenwerden, so würden Sie doch niemals die Kreise dazu zwingen
können, die Straßen zu übernehmen, es sei denn, daß eine desfallsige Gesetzesvorlage gemacht werden
würde. Nach Lage der Sache würde selbst der Süden der Provinz zu einem derartigen Antrage
kaum irgendwo kommen, denn in den meisten Kreisenist man gar nicht in der Lage, und zwar
aus finanziellen Gründen, diese Übernahme acceptieren zu können, weil die Kreise durch andere
Sachen, die auch große finanzielleOpfer erfordern,so in Anspruchgenommensind, daß namentlich
bei ihrer zeitigen Finanzlage das unausführbar erscheinen wird.

Also meine Herren! Sie kämpfen in dieser Beziehung mit Gespenstern. Es ist dann
auch weiter gar nicht seitens des Ausschusses gesagt worden, es sollte dazu übergegangenwerden,
die Straßen jetzt in größerer Menge zu übernehmen,sondern es heißt ausdrücklich, der Provinzial-
landtllg wolle sich grundsätzlich gegen eine allgemeineAufteilung der Prouinzialstraßcn aussprechen.
Nun stand allerdings in der Vorlage des Prouinzialausschusses:„in größeremUmfange" und das
ist seitens der Kommission gestrichenworden. Es ist von verschiedenen Herren Redner» schon
gesagt worden, daß das lediglichdeswegen geschehen ist, weil die Wortfassung der Nr. 1, wie sie
nach dem Vorschlage des Prouinzialausschusseslautete, die Befürchtungaufkommen ließ, daß man
hinterher sagen würde, auch in dem Bezirk des Kreises kann eine größere Aufteilung nicht statt¬
finden, und deswegenhaben wir obige Wortfassungin der Kommissiongewählt. Nachdem aber
von Herrn von Breuning und auch sonst im Hause ausgeführt wordeu ist, daß man diese Auf¬
fassung nicht teilte, so würde meinerseitsnichts dagegen zu erinnern sein, wenn man die Wort¬
fassung des Provinzialllusschusseswiederhergestellt und beispielsweise hinter das Wort „allgemeine"
noch die Worte „oder größere Austeilung der Provinzialstraßen" eingefügtwerden würden. Das
würde also genau dasselbe sein, was der Provinzialausschußbeantragt hat. Mir würde es übrigens
ziemlich egal sein, ob man die Wortfassungwählt, die ich eben vorgeschlagen habe oder die Wort¬
fassung des Piovinzinlausschusses.

Gegen die Nr. 2 ist von keiner Seite Einspruch erhoben worden, und enthalte ich mich
deshalb hier jeder weiteren Erörterung.

Was dann Nr. 3 anlangt, so haben wir in der Kommissiongeglaubt, daß es sich
empfehlenwürde, um Zeit zu gewinnen, schon jetzt in einem oder zwei Kreisen Verträge mit der
Provinz wegen der Übernahmevon Straßen abschließen zu lassen. Wir haben namentlichdabei den
Kreis Meisenheimim Auge gehabt, wo die WegevertMnisse derartig sind, daß es wünschenswert
ist, daß auch nicht einmal ein Jahr verloren geht. Wir haben dort sehr schlechteKommuualwege,
und es ist von dem Herrn Referenten sehr eingehendauseinandergesetztworden, wie klein die
Verhältnissedes Kreises Meisenheimsind. Wenn man dort auch wirklich eine Ausnahme macht,
indem man dazu übergeht, die sämtlichen Provinzialstraßen mit den Konnnunalwegenals Kreiswege
zu behandeln, so würde das durchaus keine Durchbrechung des Prinzips sein, denn der Kreis
Meisenheimist so gelegen, daß durchgehende Straßen ihn kaum berühren, und außerdem haben
die Provinzialstraßen dort einen sehr geringen Verkehr und Umfang. Das ist auch seitens der
Mitglieder des Provinzialausschussesin der Kommisstonzugegebenworden, und ich glaube, man
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hat an und für sich nichts dagegen zu erinnern, daß demnächst eine derartige Übernahme der
Provinzialstraßen durch den Kreis in Aussichtgenommenwird. Will man das aber nicht, will
man nicht die Straßen schon jetzt überweisen, so habe ich auch gegen die Wortfassung,wie sie der
Herr Oberbürgermeistervon Düsseldorfvorgeschlagen hat, nichts zu erinnern. Das würde ungefähr
dasselbe sein, was auch der Provinzialausschußvorgeschlagen hat.

Wenn nun seitens des Herrn von Solemacher vorgeschlagen wird, die ganze Sache auf
sich beruhen zu lassen und überhaupt leine weiteren Schritte in dieser Sache zu tun, so kann ich
nicht dringend genug davor warnen, hierzu überzugehen,weil, wenn nicht bald etwas für die
größeren Kommunalwegegeschieht, dieselbeneinen solchen Zustand annehmen werden, daß allgemeine
Klage darüber erhoben werden würde. Ich wundere mich, daß man das noch irgendwo zu bestreiten
wagt, denn die Tatsachen sind so, daß sie längst allgemein anerkannt worden sind, und zwar
namentlichvom Landtag und vom Provinzialausschuß.

Ich bitte Sie daher dringend, den Antrag des Herrn von Solemacher abzulehnen.
Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher.
Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Zunächst

möchte ich Herrn Freiherrn von Hövel bemerken,daß, wenn er durch irgend eine Äußerung, die
ich gemacht habe, unangenehmberührt worden sein sollte, dies keineswegs in meiner Absicht gelegen
hat. Das will ich ausdrücklich hier konstatieren. Ich bin bereit, sogar eventuell um Entschuldigung
zu bitten. (Heiterkeit.) Aber, meine Herren, Herr von Hövel sucht jetzt wiederumdie Sache in
dem unschuldigenLammcsgewand vorzubringen (Heiterkeit),welches der Herr Berichterstatterder
Sache umgehängt hat, daß es sich um nichts weiter weiter handeln sollte, als um einen kleinen
Anfang. Allerdings guckte der Pferdefuß bei Herrn von Kruse insofern schon heraus, als er bei
aller Milde doch nnr sagte: „zur Zeit" nicht weiter zu geheu. Er stellt das hier für später in
Aussicht. Aber meine Herren, der Herr OberbürgermeisterMarx und der Herr Oberbürgermeister
Zweigcrt haben den Pferdefuß ganz unentwegt in der Luft geschwungen (Große Heiterkeit) —
verzeihenSie — und haben gesagt, wo sie hinaus wollen. Sie wollen unsere Provinzialstraßen
aufgeben (Sehr richtig!) und wollen sie in Kreisstraßenumwandeln, und, meine Herren, da greift
das Platz, was ich von vornhereinsagte: priueiriiis od»ts,! Meine Herren! Machen wir uns
doch einmal das eine klar: heute zahlen die eximiertcnStädte ungefähr so viel an Umlagen wie
das Land. Sie haben dafür aber das für sich, daß sie wenigstens in Bezug auf das Geld, das
sie aufbringen helfen, bei der Ausgabe mitwirken,daß sie die Etats mitberaten, daß sie ihre Ansicht
llussprcchcu können, daß sie also mitwirkendafür, daß sie bezahlen.

Meine Herren! Wenn aber der Fall eintreten sollte, der ja unausbleiblichin 10 Jahren
eintreten wird, daß in dem Provinziallandtag die Vertreter der Städte die Majorität haben, dann
werden die Herren Vertreter der Städte den Spieß umdrehen und werden dann, wenn sie zur
Zahlmaschincbenutzt werden sollen, wenn das an die Kreise abgegeben wird und die Städter nur
dazu da sind, um die Umlage mit aufzubringenund doch bei der Verwendung nichts zu sagen
haben, naturgemäß erklären: man Hai uns in eine ganz unwürdige Stellung gebrachtund dieser
unwürdigen Stellung entziehen wir uns einfach dadurch,daß wir nunmehr sagen: jeder Kreis möge
dann auch die Umlage für seine Straße selber erheben.

Wohin würde das führen? Das führt erstlich dazu, daß die Landkreiseals Gesamtheit
das Doppelte von dem zahlen, was sie heute bezahlen. Das ist aber nur bei wohlhabenden
Landkreisenso, denn die ärmeren Kreise würden ruiniert weiden. Ich mache nur auf den Kreis
Waldbroel aufmerksam; soviel mir bekannt zahlt der Kreis Waldbroel 7000 Mark Provinzial-
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Umlagen und die Unterhaltung der Provinzialstraßen im Kreise Waldbroel erfordert ungefähr
100 000 Mark. Wenn der Kreis das selber aufbringen sollte, müßte er einfach fünfzehn mal
soviel zahlen, wie er heute zahlt; er wäre mit einem Wort ruiniert und deshalb, meine Herren,
weisen wir, ob diese Zumutung mehr oder weniger — keusch oder unkeusch an uns herantritt (Große
Heiterkeit),die Sache einfach ab und sagen: es soll so bleiben, wie es bis jetzt bei uns ist. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Es ist ein Antrag auf Schluß eingereicht (Bravo!), der genügend
unterstützt ist.

Zum Wort sind noch gemeldetdie Herren AbgeordnetenIweigert und Freiherr von Laur.
Wir kommen zur Abstimmungüber den Antrag auf Schluß. Ich bitte diejenigen Herren,

welche den Antrag auf Schluß annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)
Der Schluß ist angenommen. Ich schließe also die Verhandlung und gebe dem Herrn

Berichterstatter das Wort.
BerichterstatterAbgeordnetervon Kruse: Meine Herren! Ein ganz kurzes Wort. Der

Herr AbgeordneteExcellenz von Solemacher hat die Gewogenheit gehabt, sich am Ansänge seiner
Rede mit meiner bescheidenen Person zu befassen und hat es dabei gewissermaßen so dargestellt,
als wenn ich bestrebt gewesen sei, mit Sirenentönen (Heiterkeit)die harmlosen Abgeordnetenhier
zu umgarnen.

Nun, meine Herren, ich habe den großen Vorzug, gegenüberder Loreley meinen Wohnsitz
zu haben und könnte nur dankbar sein, wenn ein Körnchenvon den bestrickenden Eigenschaften der
Loreley auf mich übergegangenwäre, (Heiterkeit.)

Herr von Solemacher hat dann aber weiter noch gesagt, daß ich ihn fast „eingeseift"
hätte, und da muß ich doch in aller schuldigen Ehrfurcht gegen Seine Excellenz bemerken, daß das
„Einseifen" nicht zu meinen Gepflogenheitengehört.

Meine Herren! Der Herr Abgeordnete Molenaar ist Mitglied unserer III. Fachkommission
und hat hier gegen den Antrag der III. Fachkommissiongesprochen.Das könnte den Anschein erwecken,
als wenn er der Vertreter einer erheblichenMinderheit in der Fachkommissiongewesen wäre.
Demgegenüberstelle ich tatsächlich fest, daß die III. Fachkommission mit allen gegen 2 Stimmen
die Annahme dieses Ihnen vorliegendenAntrages beschlossen hat.

Meine Aufgabe war es, diesen Antrag hier zu vertreten, und dieses Auftrages habe ich
mich als Ihr Referent entledigt. Nach meiner persönlichen Ansicht könnte der Antrag des Herrn
OberbürgermeistersMarx zweckmäßiger Weise angenommen werden, der ja nur die Änderung zu
unserem Antrag bringt, daß diese Verträge nicht abgeschlossen werden, sondern daß sie vorbereitet
und dem Landlage zur Beschlußfassung vorgelegt werden sollen. Ich persönlich würde also auch
diesem Antrag zustimmen, muß mich aber nach wie vor auf die Bitte beschränken, zunächst den
Antrag der III. Fachkommission hier zur Erledigung zu bringen.

Vorsitzender Becker: Wir kommen zur Abstimmung.
Meine Herren! Es liegen vor:
1. Der Antrag des Provinzialausschusscs,
2. der Antrag der III. Fachkommission,
3. zu dem »lins» 3 des Antrages der III. Fachkommission der Antrag Marx, und
4. der Antrag von Solemacher.
Es ist aus dem hohen Hause bereits der Wunsch laut geworden, daß über die 3 Absätze

des Antrages des Provinzialausschussesund des Antrages der III, Fachkommission, welche sich der
Fassung des Provinzialausschussesim wesentlichen angeschlossen haben, getrennt abgestimmtweiden
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möge; das scheint auch mir das allein zutreffende zu fein. Wir würden also, wenn Sie dieses
Vorgehen billigten, zunächst zur Abstimmungüber den 1. Absatz des Antrages der Fachkommission
kommen, er deckt sich mit der ersten Hälfte des Antrages des Prouinzialausschusses. (Abgeordneter
von Grand-Ry: Zur Geschäftsordnung!)

Wäre dieser Antrag angenommen,dann würden wir über den zweiten Teil des Antrages
des Prouinzialausschussesabzustimmen haben, und je nachdem dieser zweite Teil angenommen
oder abgelehnt wird, würde also das erste alinss, seine Fassung finden. Bei dem kliusa, 2 ist
die Sache schwieriger. Nach meiner Auffassunggeht das Mnea, 2 des Antrages der III. Fach¬
kommission weiter wie das aliusg, 2 des Antrages des Prouinzialausschusses. Hier, glaube ich
also, wäre es zutreffender,zunächst abzustimmenüber den Antrag alinea 2 der III. Fachkommission,
und erst wenn dieser Antrag abgelehnt sein sollte, über das glinoa, 2 des Prouinzialausschusses.
Endlich aline«, 3 des Prouinzialausschussesgeht nach meiner Auffassungauch nicht so weit, wie
2,1in«Ä 3 der III. Fachkommission.Ich würde also meinen, hier müssen wir zunächst über das
aliuLk 3 der III. Fachkommission abstimmen,und zwar zuallererstüber den dieses alinea, 3 wieder
modifizierendenAntrag Marx, ob für den Fall der fonstigenAnnahme des alinea» 3 der Antrag
Marx Annahme finden foll. (Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Zur
Geschäftsordnung!) Wird der Antrag Marx abgelehnt, dann würden wir über das kliuea 3 der
Fachkommission, wie es vorliegt, abstimmen, und damit würde dann eventuell die ganze Fassung
gegeben sein; der Antrag Solemacher beantragt, alle 3 alineas abzulehnen. Der kommt von
selbst durch die Abstimmung des Hauses zur Geltung. (Widerspruch.) Wenn das Haus dem
Antrage beitritt, dann lehnt es alle 3 alinsan ab, und damit ist die Sache erledigt. (Rufe:
Zur Gefchäftsorduung!) Meine Herren! Damit wir bei der Verhandlung über die Geschäfts¬
ordnung uns möglichst über dieselben Punkte zunächst verständigen,würde ich vorschlagen, daß wir
uns zunächst einmal verständigtenüber die Abstimmungzu aline», 1 (Zuruf: Zur Fragestellung!)
und die etwa meine Vorschläge bemängelnden Ausführungen,uud daß wir uns über die Abstimmungs¬
form zu aline«, 2 und 3 erst verständigten, wenn über aUnsa 1 abgestimmt ist. Natürlich ist
es bei «.linen, 1 nicht ausgeschlossen, auch Ausführungen zu machen, die alle drei aliueg.» treffen.
Sind Sie damit einverstanden? (Zurufe: Bitte zur Gefchäftsorduung.)

Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Ich habe schon längst zur
Geschäftsordnungums Wort gebeten.

Ja, Excellenz, Sie haben das Wort noch nicht. Zur Gefchäftsordnung hat zunächst
Herr Abgeordneter von Grand-Ry das Wort. (Abgeordnetervon Grand-Ry: Zur Fragestellung.)

Zur Fragestellung? (Abgeordnetervon Grand-Ry: Ja.) Das ist dasselbe.
Abgeordnetervon Grand-Ry: Ich möchte den Herrn Vorsitzenden bitten, als Eventual-

Antrag zu dem Antrag der Fachkommission über die Worte in der ersten Nummer des Vorschlages
des PiovinzilllausschussesDrucksache Nr. 34 abstimmenzu lassen, also lautend:

„wie gegen eine Abgabe derselben in größerem Umfangean die Kreise sich aussprechen."
Meine Herren! Wenn in der Weise abgestimmt wird, wie der Herr Präsident es vor¬

schlägt, so sind wir meiner Meinung nach nicht in der Lage, über diesen Teil des Vorschlagesdes
Prouinzialausschussesabzustimmen. Ich betrachte also den Antrag als einen Eventualantrag zu
dem Vorschlage der Fachkommission.Wird er abgelehnt, dann würde über den Antrag, so wie
ihn die Fachkommission gestellt hat, abzustimmensein.

Vorsitzender Becker: Wünscht der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher ebenfalls
über die Abstimmungzu aliuea 1 zu sprechen?
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Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Ich wünsche zu der Art der
Fragestellung zu sprechen.

Vorsitzender Becker: Sie haben das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Ich behaupte, daß mein Antrag

ganz zweifellos der weitestgehendeist, (Sehr richtig!) daß deshalb zuerst über meinen Antrag
abgestimmtwerden muß. (Sehr richtig!) Würde so abgestimmtwerden, wie der Herr Präsident
vorschlägt, so würde mein Antrag überhaupt nie zur Abstimmungkommen. (Sehr richtig!)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat zunächst Herr Abgeordneter Pingeu zur Fragestellung,
Abgeordneter Pingen: Herr Präsident, ich möchte auch bitten, zuerst über den Solemacher'schen

Antrag abstimmen zu lassen, da dieser der weitestgehende ist. Wenn dieser Antrag angenommen
wird, dann fallen naturgemäß ja alle anderen Anträge.

Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterZweigert hat das Wort zur Fragestellung,
AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Der Antrag des Herrn von Solemacher ist

geschäftsordnungswidrigund durchaus unzulässig. (Heiterkeit.) Ich kann keinen Antrag stellen,
einen vom Provinzialausschuß oder von der Fachkommission gestellten Antrag abzulehnen, Herr
von Solemacher denkt offenbar an einen Antrag „zur Tagesordnung überzugehen",ihn also gar
nicht weiter zu erörtern. Das ist ein allenfalls zulässigerAntrag. Aber einen Antrag, einen aus
dem Haufe vorliegendenAntrag abzulehnen, gibt es überhaupt nicht (Heiterkeit.)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Ich kann meine Vorschläge noch nicht für
unzutreffendhalten, aber das hohe Haus wird ja darüber zu befinden haben.

Was zunächst den Antrag des Herrn von Grand-Ry anlangt, so ist der künstlich auf¬
gebaut auf der gar nicht vorliegenden Annahme, daß der viel ältere Antrag des Provinzial-
ausschusses in seinem zweiten Teile ein Zusatz zu dem Antrage der Fachkommission wäre. Das
ist nicht der Fall. Der Antrag war vorhanden, ehe die Fachkommission darüber beriet. Die Fach¬
kommission hat nur den ersten Teil des Antrages angenommen, folglich ist es doch viel logischer,
wir stimmen zunächst darüber ab, ob dieser erste Teil in den beiden Anträgen übereinstimmend
angenommen werden soll, dann kann Herr Freiherr von Solemacher dagegen stimmen und alle
Freunde mit ihm. Haben sie die Majorität, dann wird eben nichts angenommenund damit ist
der Antrag Solemacher erledigt bei alius». 1. Wird aber der erste Satz gegen den Wunsch des
Herrn von Solemacher angenommen,dann stimmt das Haus darüber ab, ob nun auch der zweite
Teil des Antrages des Provinzialausfchusfes angenommen wird und damit wird nach meiner
Auffassung niemand in feiner Abstimmungbeeinträchtigt. Nach meiner Auffassungist richtig, was
Herr Abgeordneter Zweigert fugt, daß man über einen Antrag, alles abzulehnen, nicht ohne
weiteres abstimmenkann. Das tritt von selbst ein, indem das hohe Haus, wenn es der Ansicht
des Herrn von Solemacher beitritt, die drei alinLa« und alle dazu gestelltenAmendementshinter¬
einander ablehnt.

Dadurch ist dann der Antrag Solemacher zur Wirklichkeitgeworden. Man kann aber
nicht ohne weiteres über einen Antrag abstimmen,das Ganze abzulehnen. Will das hohe Haus
das selber machen — das hohe Haus ist natürlich in dieser Beziehung souvemin — dann ist in
meiner Person kein Hindernis, denn für mich wird die Abstimmungnur viel einfacher.

Herr Abgeordnetervon Grand-Ry zur Geschäftsordnung.
Abgeordneter von Grand-Ry: Mir kommt es darauf an, daß Gelegenheit gegeben

wird, auch über dieses zweite aliuea des Antrages des Provinzialausschussesabzustimmen. Das
kann ich nur dadurch erreichen, daß ich es als Eventualantrag zu den. Antrage der Fachkommission
stelle; das ist im Resultat die Wiederherstellungdes Antrages des Provinzialausschusses.
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Ich stelle hiermit den Antrag, den letzten Absatz der Nr. 1 des Antrages des Provinzial-
cmsschusses,Drucksache Nr. 34, hier in dieser Nr. 1 der Fachkommission anzufügen.

Vorsitzender Becker: Der Herr Abgeordnete von Grand-Ry ist wieder im Irrtum.
Ich habe schon bei meinen eisten Vorschlägenerklärt: ich würde zuerst über das alinoa 1 der
III. Fachkommission abstimmenlassen und wenn der Antrag angenommenwürde, würde ich über
den zweiten Teil des Antrages des Provinzinlcmsschussesabstimmen lassen. Damit tritt ja das
von selbst ein, was Herr Abgeordnetervon Grand-Ry nur auf einem großen Umwegeerzielenwill.
Ich verstehe gar nicht, worin der Unterschiedliegt — nur daß mein Vorschlag viel einfacher ist.

Eben hat Herr von Grand-Ry dasselbe wieder ausgeführt. Ich habe ihn entweder miß¬
verstandenoder ich wüßte nicht, welcher Unterschied in unsern Vorschlägenliegt.

Das Wort hat Herr AbgeordneterPingen zur Fragestellung.
Abgeordnetervon Grand-Ry: Darf ich noch ein Wort sagen?
Vorsitzender Becker: Bitte!
Abgeordnetervon Grand-Ny: Ich bin unter dieser Bedingung mit der Abstimmung

einverstanden. Es handelt sich ja nur um die Form.
Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterPingen hat das Wort.
AbgeordneterPingen: Herr Präsident, ich bitte, das hohe Haus über meinen Antrag

zu befragen,ob der Antrag Solemacher nicht zuerst zur Abstimmungkommen soll.
Vorsitzender Becker: Also Herr Pingcn wünscht,daß das hohe Haus darüber entscheidet,

ob zunächst abgestimmtwerden soll über den Antrag Solemacher, die beiden Vorlagen abzulehnen.
In meiner Person ist kein Bedenken, diese Abstimmung eintreten zu lassen. Vom Hause aus
wird auch keiu Widersprucherhoben.

Dann bitte ich diejenigenHerren, welche dem Antrage des Herrn Pingen gemäß zunächst
über den Antrag Solemacher abstimmenwollen, sich zu erheben. (Geschieht.)

Meine Herren! Das Bureau ist mit mir der Anschauung, daß die Mehrheit gestanden
hat, daß der Antrag Solemacher also angenommenist (Rufe: Nein!) — pardon, daß der Antrag
Pingen angenommen ist, über den Antrag Solemacherabzustimmen. Ich habe mich nur versprochen.
Der Antrag Pingen ist angenommen,über den Antrag Solemacher abzustimmen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag Solemacher. Ich bitte also die¬
jenigen Herren, welche diesem Antrage zustimmenwollen, sich zu erheben. (Geschieht.)

Die Schriftführer sind zweifelhaft. Machen wir die Gegenprobe. Ich bitte diejenigen
Herren, welche den Antrag Solemacher ablehnen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)

Meine Herren! Der Antrag Solemacher ist angenommen (Bravo!) und damit der
Gegenstand erledigt. (Abgeordneter Freiherr Laur von Münchhofen: Ich bitte ums Wort
zur persönlichenBemerkung!) Das Wort zur persönlichen Bemerkung hat Herr Abgeordneter
Freiherr von Laur.

AbgeordneterFreiherr Laur von Münchhofen: Ich konstatiere, daß mir durch den
Schluß der Debatte die Möglichkeit genommen worden ist, gegen die Ausführungendes verehrten
Herrn AbgeordnetenIweigert über die Tätigkeit der Landräte das Wort zu ergreifen. (Große
Heiterkeit und Beifall.)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Ich habe das Gefühl, daß es sich vielleicht nicht
empfiehlt, noch in eine Beratung des nächsten Gegenstandes:„Antrag der III. Fachkommission zu
dem Bericht und Antrag des Proviuzialausschusses,betreffend die Übersicht über den Eisenbahnfonds
und die Förderung von Bahnunternehmungen" einzutreten.

22
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Ich fürchte, daß da auch noch verschiedene Auffassungenzur Geltung kommen und der
Gegenstandlängere Zeit in Anspruch nehmen wird. Wenn Sie aber noch Mut haben, in meiner
Person ist kein Hindernis. (Rufe: Nein! Schluß! Schluß!) Soust würde ich vorschlagen,die
Sitzung hier zu vertagen. (Zustimmung.)

Sind die Herren mit meinem Vorschlage, zu vertagen, einverstanden? (Rufe: Ja.) Oder
wünschen Sie noch darüber sich zu äußern? (Rufe: Nein.) Das ist nicht der Fall.

Dann stelle ich also fest, daß Sie vertagen wollen und habe Ihnen dann nur noch die
Tagesordnung für die nächste Sitzung mitzuteilen

Vorweg möchte ich mir noch zu bemerken erlauben, daß mit Ausnahme der Herren aus
dem RegierungsbezirkTrier, die Herren aus den vier anderen Regierungsbezirkenjetzt unmittelbar
nach der Sitzung die Güte haben müßten, sich über die morgen zu tätigenden Wahlen zu verständigen
und zwar der RegierungsbezirkCoblenz iu Zimmer 19, der RegierungsbezirkCöln in Zimmer 20
und der RegierungsbezirkDüsseldorfin Zimmer 22. (Zuruf: Aachen!) — Ach so, pardon ich
habe das übersehen. (Glocke des Vorsitzenden.)

Meine Herren! Den RegierungsbezirkAachen bitte ich in Zimmer 17, den Regierungs¬
bezirk Coblenz in Zimmer 19, den RegierungsbezirkCöln in Zimmer 20 und den Regierungs¬
bezirk Düsseldorf in Zimmer 22 zusammenzutreten. Ich hatte mich geirrt und den eisten Bezirk
nicht verlesen, weil ich glaubte, es wäre der Bezirk Trier.

Meine Herren! Was nun die morgige Sitzung anlangt, so möchte ich mir erlauben
vorzuschlagen, daß wir morgen um 11 Uhr anfangen. — Herr AbgeordneterMarx!

AbgeordneterMarx: Die I. Fachkommission hat noch eine Reihe Gegenständezu erledigen
und wir haben uns zunächst schlüssig gemacht, morgen wieder um 10 Uhr zusammenzu kommen.
Es sind darunter Vorlagen, von denen ich weiß, daß der Herr Vorsitzende wünscht, daß sie bald
zur Beratung im Plenum gestellt werdeu mögen. Das ist aber nur möglich, wenn wir auch
morgen früh eine Sitzung halten.

Können wir nicht wieder um ein Uhr wie heute beginnen?
Vorsitzender Becker: MeineHcrren! Das ist nicht möglich. Dann kommenwir in Verlegenheit.
Übrigens haben wir immer an dem Tage des Festessens um elf Uhr die Sitzung begonnen.

Ich habe die Zeit elf Uhr gerade gewählt, nachdem ich aus dem stenographischen Bericht festgestellt
habe, daß vor zwei Jahren auch um elf Uhr angefangen worden ist. .

Meine Herren! Sie dürfen nicht vergessen,daß wir heute mit unserer heutigen Tages¬
ordnung auch nicht annähernd fertig geworden sind und daß der größte Teil derselbenmorgen
zunächst auf die Tagesordnung kommt, daß wir für morgen wieder soviel neue Gegenständehaben
uud wenn auch die wichtigsten Sachen durch den jetzigen Beschlußund durch die morgen in erster
Linie zu beratende Vorlage ihre Erledigung finden werden, doch auch eine ganze Menge anderer
Sachen noch zu erledigensind.

Übrigens würde ich mich bereit erklärenkönnen, um zwölf Uhr anzufangen,
AbgeordneterMichels: Die I. Fachkommission steht gern zurück gegen die Bequemlichkeit

des Hauses. Wenn wir von 10 bis 11 Uhr gesessen haben und dann das Plenum tagt, so
können wir uns nachher noch mit unserer Sitzung anschließen. Dann ist die große Zahl der
Herren doch nicht gebunden,hier zu bleiben, während es für uns ganz gleichgültigist, ob wir von
9 bis 3 Uhr in der Kommission oder im Plenum sitzen oder umgekehrt.

Vorsitzender Becker: Es scheint mir, als ob eine Reihe von Herren die Tagung um
elf Uhr vorzieht. (Zustimmung.) Meine Herren! Dann würde ich doch raten, daß die I. Fach-
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kommission lieber ruhig entweder um 9 Uhr anfängt oder um 10 Uhr anfangt und dann nach
unserer Sitzung ihre Beratungen noch eine Stunde fortsetzt.

Meine Herren! Sind Sie denn nun für 11 oder 12 Uhr? (Rufe: elf!) Meine Herren!
Die meisten Herren scheinen doch für 11 Uhr zu sein. Dagegen wird kein Widersprucherhoben?
Sie verlangen keine Abstimmung? (Rufe: Nein!)

Dann setze ich 11 Uhr als Zeitpunkt des Beginns der morgigen Plenarsitzung fest
(Zustimmung) und bitte die I. Fachkommission, danach ihre Bestimmungzu treffen.

AbgeordneterMichels: Darf ich eine kurze Bemerkung machen und die Herren Mitglieder
der I. Fachkommission bitten um '/2I0 Uhr zusammenzutreten.

Vorsitzender Necker: Meine Herren! Der Vorsitzendeder I. Fachkommission bittet die
Herren der I. Fachkommission um 9'/« Uhr schon hier zusammenzu treten.

Herr AbgeordneterFriederichs wollte dasselbe für die II. Kommission mitteilen.
AbgeordneterFriederichs: Ich wollte die Herren der II. Fachkommission bitten, um

10 Uhr zusammenzu treten. Ich werde sie aber einladen lassen.
Vorsitzender Becker: Der Herr Vorsitzendeder III, Fachkommission bittet die Herren,

um 10'/y Uhr zusammenzu treten.
Dann hätten wir nur noch die Tagesordnung für morgen zu bestimmen. (Glocke des

Vorsitzenden.) Aber, meine Herren, ich bitte noch einmal, ein bischenzuzuhören.
Also einmal würde auf die Tagesordnung kommen,der Rest der heutigen Tagesordnung

und dann würden kommen
Antrag auf Beihülfe zum Bau einer Brücke in Wesel.
Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften der Rentcnbank für die Provinz Westfalen,

die Rhcinprovinz und die Provinz Hessen-Nassauin Münster berufenen Kommissare
der Provinzialvertretung und deren Stellvertreter.

Wahl der Kommissionzur Mitwirkung bei der Unterverteilung der nach ß 16 des
Gesetzes über die Kriegsleistuugenvom 13. Juni 1873 etwa auszuschreibenden Lcmd-
lieferungenauf die Kreise.

Neuwahlen für den Provinzialausschuß.
Ablauf der Dienstzeit des Landesrats, Geheimen Regierungsrats Klaufcner, und Vor¬

nahme der Wahl.
Wahl des Direktors der RheinischenProvinzial-Feuer-Societät,
Wahl von bürgerlichenMitgliedern bezw, Stellvertretern in die Ober-Grsatzkommissionen.
Aufnahmeder nach den Beschlüssendes 42. Prouinziallcindtagcsvorgesehen zweiten Anleihe

zur Deckung der Kosten von Hochbauten,
Bewilligung eines Betrages von 3000 Mark für das Kaiser Wilhelm-Museumin Crefeld,und
eines einmaligen Betrages von 3000 Mark zur Erwerbung des Gladiatoren-Mosaiks in

Kreuznach.
Nun, meine Herren, kommt eine Reihe von Petitionen und Eingaben. Die brauche ich

wohl nicht einzeln zu verlesen. (Rufe: Nein!) Sie haben sie ja morgen doch auf der gedruckten
Tagesordnung. — Damit scheinen Sie einverstandenzu sein. (Zustimmung.)

Dann wiederholeich also, daß die Sitzung morgen um 11 Uhr beginnt und schließe die
heutige Sitzung.

(Schluß der Sitzung nach 4^ Uhr.)

22*
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